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Gesetz zum Elterngeld und zur Elternzeit (Bundeselterngeld- und
Elternzeitgesetz - BEEG)
BEEG

Ausfertigungsdatum: 05.12.2006

Vollzitat:

"Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz vom 5. Dezember 2006 (BGBl. I S. 2748), das zuletzt durch Artikel 6
Absatz 9 des Gesetzes vom 23. Mai 2017 (BGBl. I S. 1228) geändert worden ist"

Stand: Neugefasst durch Bek. v. 27.01.2015 I 33;
  zuletzt geändert durch Art. 6 Abs. 9 G v. 23.5.2017 I 1228

Fußnote

(+++ Textnachweis ab: 01.01.2007 +++)
(+++ Zur Anwendung vgl. § 27 +++)
 
 
Das G wurde als Artikel 1 des G v. 5.12.2006 I 2748 vom Bundestag mit Zustimmung des Bundesrates erlassen.
Es tritt gem. Art. 3 Abs. 1 dieses G am 1.1.2007 in Kraft.

Abschnitt 1
Elterngeld
§ 1 Berechtigte

(1) Anspruch auf Elterngeld hat, wer
1.   einen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen Aufenthalt in Deutschland hat,

 

2.   mit seinem Kind in einem Haushalt lebt,
 

3.   dieses Kind selbst betreut und erzieht und
 

4.   keine oder keine volle Erwerbstätigkeit ausübt.
 

Bei Mehrlingsgeburten besteht nur ein Anspruch auf Elterngeld.

(2) Anspruch auf Elterngeld hat auch, wer, ohne eine der Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 zu
erfüllen,
1.   nach § 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch dem deutschen Sozialversicherungsrecht unterliegt oder

im Rahmen seines in Deutschland bestehenden öffentlich-rechtlichen Dienst- oder Amtsverhältnisses
vorübergehend ins Ausland abgeordnet, versetzt oder kommandiert ist,
 

2.   Entwicklungshelfer oder Entwicklungshelferin im Sinne des § 1 des Entwicklungshelfer-Gesetzes ist oder als
Missionar oder Missionarin der Missionswerke und -gesellschaften, die Mitglieder oder Vereinbarungspartner
des Evangelischen Missionswerkes Hamburg, der Arbeitsgemeinschaft Evangelikaler Missionen e. V., des
Deutschen katholischen Missionsrates oder der Arbeitsgemeinschaft pfingstlich-charismatischer Missionen
sind, tätig ist oder
 

3.   die deutsche Staatsangehörigkeit besitzt und nur vorübergehend bei einer zwischen- oder überstaatlichen
Einrichtung tätig ist, insbesondere nach den Entsenderichtlinien des Bundes beurlaubte Beamte und
Beamtinnen, oder wer vorübergehend eine nach § 123a des Beamtenrechtsrahmengesetzes oder § 29 des
Bundesbeamtengesetzes zugewiesene Tätigkeit im Ausland wahrnimmt.
 

Dies gilt auch für mit der nach Satz 1 berechtigten Person in einem Haushalt lebende Ehegatten, Ehegattinnen,
Lebenspartner oder Lebenspartnerinnen.

(3) Anspruch auf Elterngeld hat abweichend von Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 auch, wer
1.   mit einem Kind in einem Haushalt lebt, das er mit dem Ziel der Annahme als Kind aufgenommen hat,
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2.   ein Kind des Ehegatten, der Ehegattin, des Lebenspartners oder der Lebenspartnerin in seinen Haushalt
aufgenommen hat oder
 

3.   mit einem Kind in einem Haushalt lebt und die von ihm erklärte Anerkennung der Vaterschaft nach §
1594 Absatz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs noch nicht wirksam oder über die von ihm beantragte
Vaterschaftsfeststellung nach § 1600d des Bürgerlichen Gesetzbuchs noch nicht entschieden ist.
 

Für angenommene Kinder und Kinder im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 sind die Vorschriften dieses Gesetzes mit
der Maßgabe anzuwenden, dass statt des Zeitpunktes der Geburt der Zeitpunkt der Aufnahme des Kindes bei der
berechtigten Person maßgeblich ist.

(4) Können die Eltern wegen einer schweren Krankheit, Schwerbehinderung oder Tod der Eltern ihr Kind nicht
betreuen, haben Verwandte bis zum dritten Grad und ihre Ehegatten, Ehegattinnen, Lebenspartner oder
Lebenspartnerinnen Anspruch auf Elterngeld, wenn sie die übrigen Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllen und
von anderen Berechtigten Elterngeld nicht in Anspruch genommen wird.

(5) Der Anspruch auf Elterngeld bleibt unberührt, wenn die Betreuung und Erziehung des Kindes aus einem
wichtigen Grund nicht sofort aufgenommen werden kann oder wenn sie unterbrochen werden muss.

(6) Eine Person ist nicht voll erwerbstätig, wenn ihre Arbeitszeit 30 Wochenstunden im Durchschnitt des Monats
nicht übersteigt, sie eine Beschäftigung zur Berufsbildung ausübt oder sie eine geeignete Tagespflegeperson im
Sinne des § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch ist und nicht mehr als fünf Kinder in Tagespflege betreut.

(7) Ein nicht freizügigkeitsberechtigter Ausländer oder eine nicht freizügigkeitsberechtigte Ausländerin ist nur
anspruchsberechtigt, wenn diese Person
1.   eine Niederlassungserlaubnis besitzt,

 

2.   eine Aufenthaltserlaubnis besitzt, die zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechtigt oder berechtigt hat, es
sei denn, die Aufenthaltserlaubnis wurde
a)   nach § 16 oder § 17 des Aufenthaltsgesetzes erteilt,

 

b)   nach § 18 Absatz 2 des Aufenthaltsgesetzes erteilt und die Zustimmung der Bundesagentur für Arbeit
darf nach der Beschäftigungsverordnung nur für einen bestimmten Höchstzeitraum erteilt werden,
 

c)   nach § 23 Absatz 1 des Aufenthaltsgesetzes wegen eines Krieges in ihrem Heimatland oder nach den §§
23a, 24, 25 Absatz 3 bis 5 des Aufenthaltsgesetzes erteilt,
 

d)   nach § 104a des Aufenthaltsgesetzes erteilt oder
 

 

3.   eine in Nummer 2 Buchstabe c genannte Aufenthaltserlaubnis besitzt und
a)   sich seit mindestens drei Jahren rechtmäßig, gestattet oder geduldet im Bundesgebiet aufhält und

 

b)   im Bundesgebiet berechtigt erwerbstätig ist, laufende Geldleistungen nach dem Dritten Buch
Sozialgesetzbuch bezieht oder Elternzeit in Anspruch nimmt.
 

 

(8) Ein Anspruch entfällt, wenn die berechtigte Person im letzten abgeschlossenen Veranlagungszeitraum vor der
Geburt des Kindes ein zu versteuerndes Einkommen nach § 2 Absatz 5 des Einkommensteuergesetzes in Höhe
von mehr als 250 000 Euro erzielt hat. Erfüllt auch eine andere Person die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz
1 Nummer 2 oder der Absätze 3 oder 4, entfällt abweichend von Satz 1 der Anspruch, wenn die Summe des zu
versteuernden Einkommens beider Personen mehr als 500 000 Euro beträgt.

Fußnote

§ 1 Abs. 7 Nr. 3 Buchst. b: IdF d. G v. 5.12.2006 I 2748 gem. BVerfGE v. 10.7.2012 I 1898 - 1 BvL 2/10, 1 BvL
3/10, 1 BvL 4/10, 1 BvL 3/11 - Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 und Art. 3 Abs. 3 Satz 1 GG und nichtig

§ 2 Höhe des Elterngeldes

(1) Elterngeld wird in Höhe von 67 Prozent des Einkommens aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt des Kindes
gewährt. Es wird bis zu einem Höchstbetrag von 1 800 Euro monatlich für volle Monate gezahlt, in denen die
berechtigte Person kein Einkommen aus Erwerbstätigkeit hat. Das Einkommen aus Erwerbstätigkeit errechnet
sich nach Maßgabe der §§ 2c bis 2f aus der um die Abzüge für Steuern und Sozialabgaben verminderten Summe
der positiven Einkünfte aus
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1.   nichtselbständiger Arbeit nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Einkommensteuergesetzes sowie
 

2.   Land- und Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbständiger Arbeit nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis
3 des Einkommensteuergesetzes,
 

die im Inland zu versteuern sind und die die berechtigte Person durchschnittlich monatlich im
Bemessungszeitraum nach § 2b oder in Monaten der Bezugszeit nach § 2 Absatz 3 hat.

(2) In den Fällen, in denen das Einkommen aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt geringer als 1 000 Euro war,
erhöht sich der Prozentsatz von 67 Prozent um 0,1 Prozentpunkte für je 2 Euro, um die dieses Einkommen
den Betrag von 1 000 Euro unterschreitet, auf bis zu 100 Prozent. In den Fällen, in denen das Einkommen
aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt höher als 1 200 Euro war, sinkt der Prozentsatz von 67 Prozent um 0,1
Prozentpunkte für je 2 Euro, um die dieses Einkommen den Betrag von 1 200 Euro überschreitet, auf bis zu 65
Prozent.

(3) Für Monate nach der Geburt des Kindes, in denen die berechtigte Person ein Einkommen aus Erwerbstätigkeit
hat, das durchschnittlich geringer ist als das Einkommen aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt, wird Elterngeld in
Höhe des nach Absatz 1 oder 2 maßgeblichen Prozentsatzes des Unterschiedsbetrages dieser Einkommen aus
Erwerbstätigkeit gezahlt. Als Einkommen aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt ist dabei höchstens der Betrag
von 2 770 Euro anzusetzen. Der Unterschiedsbetrag nach Satz 1 ist für das Einkommen aus Erwerbstätigkeit
in Monaten, in denen die berechtigte Person Elterngeld im Sinne des § 4 Absatz 2 Satz 2 in Anspruch nimmt,
und in Monaten, in denen sie Elterngeld Plus im Sinne des § 4 Absatz 3 Satz 1 in Anspruch nimmt, getrennt zu
berechnen.

(4) Elterngeld wird mindestens in Höhe von 300 Euro gezahlt. Dies gilt auch, wenn die berechtigte Person vor der
Geburt des Kindes kein Einkommen aus Erwerbstätigkeit hat.

§ 2a Geschwisterbonus und Mehrlingszuschlag

(1) Lebt die berechtigte Person in einem Haushalt mit
1.   zwei Kindern, die noch nicht drei Jahre alt sind, oder

 

2.   drei oder mehr Kindern, die noch nicht sechs Jahre alt sind,
 

wird das Elterngeld um 10 Prozent, mindestens jedoch um 75 Euro erhöht (Geschwisterbonus). Zu
berücksichtigen sind alle Kinder, für die die berechtigte Person die Voraussetzungen des § 1 Absatz 1 und 3
erfüllt und für die sich das Elterngeld nicht nach Absatz 4 erhöht.

(2) Für angenommene Kinder, die noch nicht 14 Jahre alt sind, gilt als Alter des Kindes der Zeitraum seit der
Aufnahme des Kindes in den Haushalt der berechtigten Person. Dies gilt auch für Kinder, die die berechtigte
Person entsprechend § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 mit dem Ziel der Annahme als Kind in ihren Haushalt
aufgenommen hat. Für Kinder mit Behinderung im Sinne von § 2 Absatz 1 Satz 1 des Neunten Buches
Sozialgesetzbuch liegt die Altersgrenze nach Absatz 1 Satz 1 bei 14 Jahren.

(3) Der Anspruch auf den Geschwisterbonus endet mit Ablauf des Monats, in dem eine der in Absatz 1 genannten
Anspruchsvoraussetzungen entfällt.

(4) Bei Mehrlingsgeburten erhöht sich das Elterngeld um je 300 Euro für das zweite und jedes weitere Kind
(Mehrlingszuschlag). Dies gilt auch, wenn ein Geschwisterbonus nach Absatz 1 gezahlt wird.

§ 2b Bemessungszeitraum

(1) Für die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit im Sinne von § 2c vor der
Geburt sind die zwölf Kalendermonate vor dem Monat der Geburt des Kindes maßgeblich. Bei der Bestimmung
des Bemessungszeitraums nach Satz 1 bleiben Kalendermonate unberücksichtigt, in denen die berechtigte
Person
1.   im Zeitraum nach § 4 Absatz 1 Satz 1 Elterngeld für ein älteres Kind bezogen hat,

 

2.   während der Schutzfristen nach § 3 des Mutterschutzgesetzes nicht beschäftigt werden durfte oder
Mutterschaftsgeld nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch oder nach dem Zweiten Gesetz über die
Krankenversicherung der Landwirte bezogen hat,
 

3.   eine Krankheit hatte, die maßgeblich durch eine Schwangerschaft bedingt war, oder
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4.   Wehrdienst nach dem Wehrpflichtgesetz in der bis zum 31. Mai 2011 geltenden Fassung oder nach dem
Vierten Abschnitt des Soldatengesetzes oder Zivildienst nach dem Zivildienstgesetz geleistet hat
 

und in den Fällen der Nummern 3 und 4 dadurch ein geringeres Einkommen aus Erwerbstätigkeit hatte.

(2) Für die Ermittlung des Einkommens aus selbstständiger Erwerbstätigkeit im Sinne von § 2d vor
der Geburt sind die jeweiligen steuerlichen Gewinnermittlungszeiträume maßgeblich, die dem letzten
abgeschlossenen steuerlichen Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Kindes zugrunde liegen. Haben in
einem Gewinnermittlungszeitraum die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 vorgelegen, sind auf Antrag
die Gewinnermittlungszeiträume maßgeblich, die dem diesen Ereignissen vorangegangenen abgeschlossenen
steuerlichen Veranlagungszeitraum zugrunde liegen.

(3) Abweichend von Absatz 1 ist für die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit
vor der Geburt der steuerliche Veranlagungszeitraum maßgeblich, der den Gewinnermittlungszeiträumen
nach Absatz 2 zugrunde liegt, wenn die berechtigte Person in den Zeiträumen nach Absatz 1 oder Absatz
2 Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätigkeit hatte. Haben im Bemessungszeitraum nach Satz 1
die Voraussetzungen des Absatzes 1 Satz 2 vorgelegen, ist Absatz 2 Satz 2 mit der zusätzlichen Maßgabe
anzuwenden, dass für die Ermittlung des Einkommens aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit vor der Geburt
der vorangegangene steuerliche Veranlagungszeitraum maßgeblich ist.

§ 2c Einkommen aus nichtselbstständiger Erwerbstätigkeit

(1) Der monatlich durchschnittlich zu berücksichtigende Überschuss der Einnahmen aus nichtselbstständiger
Arbeit in Geld oder Geldeswert über ein Zwölftel des Arbeitnehmer-Pauschbetrags, vermindert um die Abzüge
für Steuern und Sozialabgaben nach den §§ 2e und 2f, ergibt das Einkommen aus nichtselbstständiger
Erwerbstätigkeit. Nicht berücksichtigt werden Einnahmen, die im Lohnsteuerabzugsverfahren nach den
lohnsteuerlichen Vorgaben als sonstige Bezüge zu behandeln sind. Maßgeblich ist der Arbeitnehmer-
Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes in der am 1. Januar des
Kalenderjahres vor der Geburt des Kindes für dieses Jahr geltenden Fassung.

(2) Grundlage der Ermittlung der Einnahmen sind die Angaben in den für die maßgeblichen Monate erstellten
Lohn- und Gehaltsbescheinigungen des Arbeitgebers. Die Richtigkeit und Vollständigkeit der Angaben in den
maßgeblichen Lohn- und Gehaltsbescheinigungen wird vermutet.

(3) Grundlage der Ermittlung der nach den §§ 2e und 2f erforderlichen Abzugsmerkmale für Steuern
und Sozialabgaben sind die Angaben in der Lohn- und Gehaltsbescheinigung, die für den letzten Monat
im Bemessungszeitraum mit Einnahmen nach Absatz 1 erstellt wurde. Soweit sich in den Lohn- und
Gehaltsbescheinigungen des Bemessungszeitraums eine Angabe zu einem Abzugsmerkmal geändert hat, ist die
von der Angabe nach Satz 1 abweichende Angabe maßgeblich, wenn sie in der überwiegenden Zahl der Monate
des Bemessungszeitraums gegolten hat. § 2c Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

§ 2d Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätigkeit

(1) Die monatlich durchschnittlich zu berücksichtigende Summe der positiven Einkünfte aus Land- und
Forstwirtschaft, Gewerbebetrieb und selbstständiger Arbeit (Gewinneinkünfte), vermindert um die Abzüge für
Steuern und Sozialabgaben nach den §§ 2e und 2f, ergibt das Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätigkeit.

(2) Bei der Ermittlung der im Bemessungszeitraum zu berücksichtigenden Gewinneinkünfte sind
die entsprechenden im Einkommensteuerbescheid ausgewiesenen Gewinne anzusetzen. Ist kein
Einkommensteuerbescheid zu erstellen, werden die Gewinneinkünfte in entsprechender Anwendung des
Absatzes 3 ermittelt.

(3) Grundlage der Ermittlung der in den Bezugsmonaten zu berücksichtigenden Gewinneinkünfte ist eine
Gewinnermittlung, die mindestens den Anforderungen des § 4 Absatz 3 des Einkommensteuergesetzes
entspricht. Als Betriebsausgaben sind 25 Prozent der zugrunde gelegten Einnahmen oder auf Antrag die damit
zusammenhängenden tatsächlichen Betriebsausgaben anzusetzen.

(4) Soweit nicht in § 2c Absatz 3 etwas anderes bestimmt ist, sind bei der Ermittlung der nach § 2e erforderlichen
Abzugsmerkmale für Steuern die Angaben im Einkommensteuerbescheid maßgeblich. § 2c Absatz 3 Satz 2 gilt
entsprechend.

§ 2e Abzüge für Steuern
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(1) Als Abzüge für Steuern sind Beträge für die Einkommensteuer, den Solidaritätszuschlag und, wenn die
berechtigte Person kirchensteuerpflichtig ist, die Kirchensteuer zu berücksichtigen. Die Abzüge für Steuern
werden einheitlich für Einkommen aus nichtselbstständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit auf Grundlage
einer Berechnung anhand des am 1. Januar des Kalenderjahres vor der Geburt des Kindes für dieses Jahr
geltenden Programmablaufplans für die maschinelle Berechnung der vom Arbeitslohn einzubehaltenden
Lohnsteuer, des Solidaritätszuschlags und der Maßstabsteuer für die Kirchenlohnsteuer im Sinne von § 39b
Absatz 6 des Einkommensteuergesetzes nach den Maßgaben der Absätze 2 bis 5 ermittelt.

(2) Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der Abzüge für Steuern ist die monatlich durchschnittlich zu
berücksichtigende Summe der Einnahmen nach § 2c, soweit sie von der berechtigten Person zu versteuern sind,
und der Gewinneinkünfte nach § 2d. Bei der Ermittlung der Abzüge für Steuern nach Absatz 1 werden folgende
Pauschalen berücksichtigt:
1.   der Arbeitnehmer-Pauschbetrag nach § 9a Satz 1 Nummer 1 Buchstabe a des Einkommensteuergesetzes,

wenn die berechtigte Person von ihr zu versteuernde Einnahmen hat, die unter § 2c fallen, und
 

2.   eine Vorsorgepauschale
a)   mit den Teilbeträgen nach § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe b und c des

Einkommensteuergesetzes, falls die berechtigte Person von ihr zu versteuernde Einnahmen nach
§ 2c hat, ohne in der gesetzlichen Rentenversicherung oder einer vergleichbaren Einrichtung
versicherungspflichtig gewesen zu sein, oder
 

b)   mit den Teilbeträgen nach § 39b Absatz 2 Satz 5 Nummer 3 Buchstabe a bis c des
Einkommensteuergesetzes in allen übrigen Fällen,
 

wobei die Höhe der Teilbeträge ohne Berücksichtigung der besonderen Regelungen zur Berechnung der
Beiträge nach § 55 Absatz 3 und § 58 Absatz 3 des Elften Buches Sozialgesetzbuch bestimmt wird.
 

(3) Als Abzug für die Einkommensteuer ist der Betrag anzusetzen, der sich unter Berücksichtigung der
Steuerklasse und des Faktors nach § 39f des Einkommensteuergesetzes nach § 2c Absatz 3 ergibt; die
Steuerklasse VI bleibt unberücksichtigt. War die berechtigte Person im Bemessungszeitraum nach § 2b in
keine Steuerklasse eingereiht oder ist ihr nach § 2d zu berücksichtigender Gewinn höher als ihr nach § 2c zu
berücksichtigender Überschuss der Einnahmen über ein Zwölftel des Arbeitnehmer-Pauschbetrags, ist als Abzug
für die Einkommensteuer der Betrag anzusetzen, der sich unter Berücksichtigung der Steuerklasse IV ohne
Berücksichtigung eines Faktors nach § 39f des Einkommensteuergesetzes ergibt.

(4) Als Abzug für den Solidaritätszuschlag ist der Betrag anzusetzen, der sich nach den Maßgaben des
Solidaritätszuschlagsgesetzes 1995 für die Einkommensteuer nach Absatz 3 ergibt. Freibeträge für Kinder
werden nach den Maßgaben des § 3 Absatz 2a des Solidaritätszuschlagsgesetzes 1995 berücksichtigt.

(5) Als Abzug für die Kirchensteuer ist der Betrag anzusetzen, der sich unter Anwendung eines
Kirchensteuersatzes von 8 Prozent für die Einkommensteuer nach Absatz 3 ergibt. Freibeträge für Kinder werden
nach den Maßgaben des § 51a Absatz 2a des Einkommensteuergesetzes berücksichtigt.

(6) Vorbehaltlich der Absätze 2 bis 5 werden Freibeträge und Pauschalen nur berücksichtigt, wenn sie ohne
weitere Voraussetzung jeder berechtigten Person zustehen.

§ 2f Abzüge für Sozialabgaben

(1) Als Abzüge für Sozialabgaben sind Beträge für die gesetzliche Sozialversicherung oder für eine vergleichbare
Einrichtung sowie für die Arbeitsförderung zu berücksichtigen. Die Abzüge für Sozialabgaben werden
einheitlich für Einkommen aus nichtselbstständiger und selbstständiger Erwerbstätigkeit anhand folgender
Beitragssatzpauschalen ermittelt:
1.   9 Prozent für die Kranken- und Pflegeversicherung, falls die berechtigte Person in der gesetzlichen

Krankenversicherung nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 bis 12 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch
versicherungspflichtig gewesen ist,
 

2.   10 Prozent für die Rentenversicherung, falls die berechtigte Person in der gesetzlichen Rentenversicherung
oder einer vergleichbaren Einrichtung versicherungspflichtig gewesen ist, und
 

3.   2 Prozent für die Arbeitsförderung, falls die berechtigte Person nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch
versicherungspflichtig gewesen ist.
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(2) Bemessungsgrundlage für die Ermittlung der Abzüge für Sozialabgaben ist die monatlich durchschnittlich
zu berücksichtigende Summe der Einnahmen nach § 2c und der Gewinneinkünfte nach § 2d. Einnahmen aus
Beschäftigungen im Sinne des § 8, des § 8a oder des § 20 Absatz 3 Satz 1 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch
werden nicht berücksichtigt. Für Einnahmen aus Beschäftigungsverhältnissen im Sinne des § 20 Absatz 2 des
Vierten Buches Sozialgesetzbuch ist der Betrag anzusetzen, der sich nach § 344 Absatz 4 des Dritten Buches
Sozialgesetzbuch für diese Einnahmen ergibt, wobei der Faktor im Sinne des § 163 Absatz 10 Satz 2 des
Sechsten Buches Sozialgesetzbuch unter Zugrundelegung der Beitragssatzpauschalen nach Absatz 1 bestimmt
wird.

(3) Andere Maßgaben zur Bestimmung der sozialversicherungsrechtlichen Beitragsbemessungsgrundlagen
werden nicht berücksichtigt.

§ 3 Anrechnung von anderen Einnahmen

(1) Auf das der berechtigten Person nach § 2 oder nach § 2 in Verbindung mit § 2a zustehende Elterngeld werden
folgende Einnahmen angerechnet:
1.   Mutterschaftsleistungen

a)   in Form des Mutterschaftsgeldes nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch oder nach dem Zweiten
Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte mit Ausnahme des Mutterschaftsgeldes nach § 19
Absatz 2 des Mutterschutzgesetzes oder
 

b)   in Form des Zuschusses zum Mutterschaftsgeld nach § 20 des Mutterschutzgesetzes, die der
berechtigten Person für die Zeit ab dem Tag der Geburt des Kindes zustehen,
 

 

2.   Dienst- und Anwärterbezüge sowie Zuschüsse, die der berechtigten Person nach beamten- oder
soldatenrechtlichen Vorschriften für die Zeit eines Beschäftigungsverbots ab dem Tag der Geburt des Kindes
zustehen,
 

3.   dem Elterngeld oder dem Betreuungsgeld vergleichbare Leistungen, auf die eine nach § 1 berechtigte Person
außerhalb Deutschlands oder gegenüber einer über- oder zwischenstaatlichen Einrichtung Anspruch hat,
 

4.   Elterngeld, das der berechtigten Person für ein älteres Kind zusteht, sowie
 

5.   Einnahmen, die der berechtigten Person als Ersatz für Erwerbseinkommen zustehen und
a)   die nicht bereits für die Berechnung des Elterngeldes nach § 2 berücksichtigt werden oder

 

b)   bei deren Berechnung das Elterngeld nicht berücksichtigt wird.
 

 

Stehen der berechtigten Person die Einnahmen nur für einen Teil des Lebensmonats des Kindes zu, sind sie nur
auf den entsprechenden Teil des Elterngeldes anzurechnen. Für jeden Kalendermonat, in dem Einnahmen nach
Satz 1 Nummer 4 oder Nummer 5 im Bemessungszeitraum bezogen worden sind, wird der Anrechnungsbetrag
um ein Zwölftel gemindert.

(2) Bis zu einem Betrag von 300 Euro ist das Elterngeld von der Anrechnung nach Absatz 1 frei, soweit nicht
Einnahmen nach Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 auf das Elterngeld anzurechnen sind. Dieser Betrag erhöht sich
bei Mehrlingsgeburten um je 300 Euro für das zweite und jedes weitere Kind.

(3) Solange kein Antrag auf die in Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 genannten vergleichbaren Leistungen gestellt wird,
ruht der Anspruch auf Elterngeld bis zur möglichen Höhe der vergleichbaren Leistung.

§ 4 Art und Dauer des Bezugs

(1) Elterngeld kann in der Zeit vom Tag der Geburt bis zur Vollendung des 14. Lebensmonats des Kindes bezogen
werden. Abweichend von Satz 1 kann Elterngeld Plus nach Absatz 3 auch nach dem 14. Lebensmonat bezogen
werden, solange es ab dem 15. Lebensmonat in aufeinander folgenden Lebensmonaten von zumindest einem
Elternteil in Anspruch genommen wird. Für angenommene Kinder und Kinder im Sinne des § 1 Absatz 3 Satz 1
Nummer 1 kann Elterngeld ab Aufnahme bei der berechtigten Person längstens bis zur Vollendung des achten
Lebensjahres des Kindes bezogen werden.

(2) Elterngeld wird in Monatsbeträgen für Lebensmonate des Kindes gezahlt. Es wird allein nach den Vorgaben
der §§ 2 bis 3 ermittelt (Basiselterngeld), soweit nicht Elterngeld nach Absatz 3 in Anspruch genommen wird.
Der Anspruch endet mit dem Ablauf des Monats, in dem eine Anspruchsvoraussetzung entfallen ist. Die Eltern
können die jeweiligen Monatsbeträge abwechselnd oder gleichzeitig beziehen.
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(3) Statt für einen Monat Elterngeld im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 zu beanspruchen, kann die berechtigte
Person jeweils zwei Monate lang ein Elterngeld beziehen, das nach den §§ 2 bis 3 und den zusätzlichen
Vorgaben der Sätze 2 und 3 ermittelt wird (Elterngeld Plus). Das Elterngeld Plus beträgt monatlich höchstens
die Hälfte des Elterngeldes nach Absatz 2 Satz 2, das der berechtigten Person zustünde, wenn sie während
des Elterngeldbezugs keine Einnahmen im Sinne des § 2 oder des § 3 hätte oder hat. Für die Berechnung des
Elterngeld Plus halbieren sich:
1.   der Mindestbetrag für das Elterngeld nach § 2 Absatz 4 Satz 1,

 

2.   der Mindestgeschwisterbonus nach § 2a Absatz 1 Satz 1,
 

3.   der Mehrlingszuschlag nach § 2a Absatz 4 sowie
 

4.   die von der Anrechnung freigestellten Elterngeldbeträge nach § 3 Absatz 2.
 

(4) Die Eltern haben gemeinsam Anspruch auf zwölf Monatsbeträge Elterngeld im Sinne des Absatzes 2 Satz
2. Erfolgt für zwei Monate eine Minderung des Einkommens aus Erwerbstätigkeit, können sie für zwei weitere
Monate Elterngeld im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 beanspruchen (Partnermonate). Wenn beide Elternteile in vier
aufeinander folgenden Lebensmonaten gleichzeitig
1.   nicht weniger als 25 und nicht mehr als 30 Wochenstunden im Durchschnitt des Monats erwerbstätig sind

und
 

2.   die Voraussetzungen des § 1 erfüllen,
 

hat jeder Elternteil für diese Monate Anspruch auf vier weitere Monatsbeträge Elterngeld Plus
(Partnerschaftsbonus).

(5) Ein Elternteil kann höchstens zwölf Monatsbeträge Elterngeld im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 zuzüglich
der vier nach Absatz 4 Satz 3 zustehenden Monatsbeträge Elterngeld Plus beziehen. Er kann Elterngeld nur
beziehen, wenn er es mindestens für zwei Monate in Anspruch nimmt. Lebensmonate des Kindes, in denen einem
Elternteil nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 bis 3 anzurechnende Leistungen oder nach § 192 Absatz 5 Satz 2
des Versicherungsvertragsgesetzes Versicherungsleistungen zustehen, gelten als Monate, für die dieser Elternteil
Elterngeld im Sinne des Absatzes 2 Satz 2 bezieht.

(6) Ein Elternteil kann abweichend von Absatz 5 Satz 1 zusätzlich auch die weiteren Monatsbeträge Elterngeld
nach Absatz 4 Satz 2 beziehen, wenn für zwei Monate eine Minderung des Einkommens aus Erwerbstätigkeit
erfolgt und wenn
1.   bei ihm die Voraussetzungen für den Entlastungsbetrag für Alleinerziehende nach § 24b Absatz 1 und 3 des

Einkommensteuergesetzes vorliegen und der andere Elternteil weder mit ihm noch mit dem Kind in einer
Wohnung lebt,
 

2.   mit der Betreuung durch den anderen Elternteil eine Gefährdung des Kindeswohls im Sinne von § 1666
Absatz 1 und 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs verbunden wäre oder
 

3.   die Betreuung durch den anderen Elternteil unmöglich ist, insbesondere weil er wegen einer schweren
Krankheit oder Schwerbehinderung sein Kind nicht betreuen kann; für die Feststellung der Unmöglichkeit der
Betreuung bleiben wirtschaftliche Gründe und Gründe einer Verhinderung wegen anderweitiger Tätigkeiten
außer Betracht.
 

Ist ein Elternteil im Sinne des Satzes 1 Nummer 1 bis 3 in vier aufeinander folgenden Lebensmonaten nicht
weniger als 25 und nicht mehr als 30 Wochenstunden im Durchschnitt des Monats erwerbstätig, kann er für diese
Monate abweichend von Absatz 5 Satz 1 vier weitere Monatsbeträge Elterngeld Plus beziehen.

(7) Die Absätze 1 bis 6 gelten in den Fällen des § 1 Absatz 3 und 4 entsprechend. Nicht sorgeberechtigte
Elternteile und Personen, die nach § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 Elterngeld beziehen können, bedürfen
der Zustimmung des sorgeberechtigten Elternteils.

Abschnitt 2
Betreuungsgeld
§ 4a Berechtigte

(1) Anspruch auf Betreuungsgeld hat, wer
1.   die Voraussetzungen des § 1 Absatz 1 Nummer 1 bis 3, Absatz 2 bis 5, 7 und 8 erfüllt und

 



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
in Zusammenarbeit mit der juris GmbH - www.juris.de

- Seite 8 von 17 -

2.   für das Kind keine Leistungen nach § 24 Absatz 2 in Verbindung mit den §§ 22 bis 23 des Achten Buches
Sozialgesetzbuch in Anspruch nimmt.
 

(2) Können die Eltern ihr Kind wegen einer schweren Krankheit, Schwerbehinderung oder Tod der Eltern nicht
betreuen, haben Berechtigte im Sinne von Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 1 Absatz 4 einen Anspruch
auf Betreuungsgeld abweichend von Absatz 1 Nummer 2, wenn für das Kind nicht mehr als 20 Wochenstunden
im Durchschnitt des Monats Leistungen nach § 24 Absatz 2 in Verbindung mit den §§ 22 bis 23 des Achten
Buches Sozialgesetzbuch in Anspruch genommen werden.

Fußnote

§ 4a: Nach Maßgabe der Urteilsgründe mit Art. 72 Abs. 2 GG (100-1) unvereinbar und nichtig gem. BVerfGE v.
21.7.2015 I 1565 - 1 BvF 2/13

§ 4b Höhe des Betreuungsgeldes

Das Betreuungsgeld beträgt für jedes Kind 150 Euro pro Monat.

Fußnote

§ 4b: Nach Maßgabe der Urteilsgründe mit Art. 72 Abs. 2 GG (100-1) unvereinbar und nichtig gem. BVerfGE v.
21.7.2015 I 1565 - 1 BvF 2/13

§ 4c Anrechnung von anderen Leistungen

Dem Betreuungsgeld oder dem Elterngeld vergleichbare Leistungen, auf die eine nach § 4a berechtigte Person
außerhalb Deutschlands oder gegenüber einer über- oder zwischenstaatlichen Einrichtung Anspruch hat,
werden auf das Betreuungsgeld angerechnet, soweit sie den Betrag übersteigen, der für denselben Zeitraum
nach § 3 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 auf das Elterngeld anzurechnen ist. Stehen der berechtigten Person die
Leistungen nur für einen Teil des Lebensmonats des Kindes zu, sind sie nur auf den entsprechenden Teil des
Betreuungsgeldes anzurechnen. Solange kein Antrag auf die in Satz 1 genannten vergleichbaren Leistungen
gestellt wird, ruht der Anspruch auf Betreuungsgeld bis zur möglichen Höhe der vergleichbaren Leistung.

Fußnote

§ 4c: Nach Maßgabe der Urteilsgründe mit Art. 72 Abs. 2 GG (100-1) unvereinbar und nichtig gem. BVerfGE v.
21.7.2015 I 1565 - 1 BvF 2/13

§ 4d Bezugszeitraum

(1) Betreuungsgeld kann in der Zeit vom ersten Tag des 15. Lebensmonats bis zur Vollendung des 36.
Lebensmonats des Kindes bezogen werden. Vor dem 15. Lebensmonat wird Betreuungsgeld nur gewährt, wenn
die Eltern die Monatsbeträge des Elterngeldes, die ihnen für ihr Kind nach § 4 Absatz 4 Satz 1 und 2 und nach
§ 4 Absatz 6 Satz 1 zustehen, bereits bezogen haben. Für jedes Kind wird höchstens für 22 Lebensmonate
Betreuungsgeld gezahlt.

(2) Für angenommene Kinder und Kinder im Sinne des § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 kann Betreuungsgeld ab
dem ersten Tag des 15. Monats nach Aufnahme bei der berechtigten Person längstens bis zur Vollendung des
dritten Lebensjahres des Kindes bezogen werden. Absatz 1 Satz 2 und 3 ist entsprechend anzuwenden.

(3) Für einen Lebensmonat eines Kindes kann nur ein Elternteil Betreuungsgeld beziehen. Lebensmonate des
Kindes, in denen einem Elternteil nach § 4c anzurechnende Leistungen zustehen, gelten als Monate, für die
dieser Elternteil Betreuungsgeld bezieht.

(4) Der Anspruch endet mit dem Ablauf des Monats, in dem eine Anspruchsvoraussetzung entfallen ist.

(5) Absatz 1 Satz 2 und Absatz 3 gelten in den Fällen des § 4a Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 1
Absatz 3 und 4 entsprechend. Nicht sorgeberechtigte Elternteile und Personen, die nach § 4a Absatz 1 Nummer
1 in Verbindung mit § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 Betreuungsgeld beziehen können, bedürfen der
Zustimmung des sorgeberechtigten Elternteils.

Fußnote
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§ 4d: Nach Maßgabe der Urteilsgründe mit Art. 72 Abs. 2 GG (100-1) unvereinbar und nichtig gem. BVerfGE v.
21.7.2015 I 1565 - 1 BvF 2/13

Abschnitt 3
Verfahren und Organisation
§ 5 Zusammentreffen von Ansprüchen

(1) Erfüllen beide Elternteile die Anspruchsvoraussetzungen für Elterngeld oder Betreuungsgeld, bestimmen sie,
wer von ihnen welche Monatsbeträge der jeweiligen Leistung in Anspruch nimmt.

(2) Beanspruchen beide Elternteile zusammen mehr als die ihnen nach § 4 Absatz 4 oder nach § 4 Absatz 4 in
Verbindung mit § 4 Absatz 7 zustehenden Monatsbeträge Elterngeld oder mehr als die ihnen zustehenden 22
Monatsbeträge Betreuungsgeld, besteht der Anspruch eines Elternteils auf die jeweilige Leistung, der nicht über
die Hälfte der Monatsbeträge hinausgeht, ungekürzt; der Anspruch des anderen Elternteils wird gekürzt auf die
verbleibenden Monatsbeträge. Beanspruchen beide Elternteile mehr als die Hälfte der Monatsbeträge Elterngeld
oder Betreuungsgeld, steht ihnen jeweils die Hälfte der Monatsbeträge der jeweiligen Leistung zu.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten in den Fällen des § 1 Absatz 3 und 4 oder des § 4a Absatz 1 Nummer 1 in
Verbindung mit § 1 Absatz 3 und 4 entsprechend. Wird eine Einigung mit einem nicht sorgeberechtigten
Elternteil oder einer Person, die nach § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 Elterngeld oder nach § 4a Absatz 1
Nummer 1 in Verbindung mit § 1 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 und 3 Betreuungsgeld beziehen kann, nicht erzielt,
kommt es abweichend von Absatz 2 allein auf die Entscheidung des sorgeberechtigten Elternteils an.

§ 6 Auszahlung

Elterngeld und Betreuungsgeld werden im Laufe des Monats gezahlt, für den sie bestimmt sind.

§ 7 Antragstellung

(1) Elterngeld oder Betreuungsgeld ist schriftlich zu beantragen. Sie werden rückwirkend nur für die letzten drei
Monate vor Beginn des Monats geleistet, in dem der Antrag auf die jeweilige Leistung eingegangen ist. In dem
Antrag auf Elterngeld oder Betreuungsgeld ist anzugeben, für welche Monate Elterngeld im Sinne des § 4 Absatz
2 Satz 2, für welche Monate Elterngeld Plus oder für welche Monate Betreuungsgeld beantragt wird.

(2) Die im Antrag getroffenen Entscheidungen können bis zum Ende des Bezugszeitraums geändert werden. Eine
Änderung kann rückwirkend nur für die letzten drei Monate vor Beginn des Monats verlangt werden, in dem der
Änderungsantrag eingegangen ist. Sie ist außer in den Fällen besonderer Härte unzulässig, soweit Monatsbeträge
bereits ausgezahlt sind. Abweichend von den Sätzen 2 und 3 kann für einen Monat, in dem bereits Elterngeld
Plus bezogen wurde, nachträglich Elterngeld nach § 4 Absatz 2 Satz 2 beantragt werden. Im Übrigen finden die
für die Antragstellung geltenden Vorschriften auch auf den Änderungsantrag Anwendung.

(3) Der Antrag ist außer in den Fällen des § 4 Absatz 6 und der Antragstellung durch eine allein sorgeberechtigte
Person von der Person, die ihn stellt, und zur Bestätigung der Kenntnisnahme auch von der anderen berechtigten
Person zu unterschreiben. Die andere berechtigte Person kann gleichzeitig einen Antrag auf das von ihr
beanspruchte Elterngeld oder Betreuungsgeld stellen oder der Behörde anzeigen, wie viele Monatsbeträge sie für
die jeweilige Leistung beansprucht, wenn mit ihrem Anspruch die Höchstgrenzen nach § 4 Absatz 4 überschritten
würden. Liegt der Behörde weder ein Antrag auf Elterngeld oder Betreuungsgeld noch eine Anzeige der anderen
berechtigten Person nach Satz 2 vor, erhält der Antragsteller oder die Antragstellerin die Monatsbeträge der
jeweiligen Leistung ausgezahlt; die andere berechtigte Person kann bei einem späteren Antrag abweichend
von § 5 Absatz 2 nur die unter Berücksichtigung von § 4 Absatz 4 oder § 4d Absatz 1 Satz 3 verbleibenden
Monatsbeträge der jeweiligen Leistung erhalten.

§ 8 Auskunftspflicht, Nebenbestimmungen

(1) Soweit im Antrag auf Elterngeld Angaben zum voraussichtlichen Einkommen aus Erwerbstätigkeit gemacht
wurden, sind nach Ablauf des Bezugszeitraums für diese Zeit das tatsächliche Einkommen aus Erwerbstätigkeit
und die Arbeitszeit nachzuweisen.

(1a) Die Mitwirkungspflichten nach § 60 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gelten
1.   im Falle des § 1 Absatz 8 Satz 2 auch für die andere Person im Sinne des § 1 Absatz 8 Satz 2 und
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2.   im Falle des § 4 Absatz 4 Satz 3 oder des § 4 Absatz 4 Satz 3 in Verbindung mit § 4 Absatz 7 Satz 1 für beide
Personen, die den Partnerschaftsbonus beantragt haben.
 

§ 65 Absatz 1 und 3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch gilt entsprechend.

(2) Elterngeld wird in den Fällen, in denen die berechtigte Person nach ihren Angaben im Antrag im
Bezugszeitraum voraussichtlich kein Einkommen aus Erwerbstätigkeit haben wird, unter dem Vorbehalt des
Widerrufs für den Fall gezahlt, dass sie entgegen ihren Angaben im Antrag Einkommen aus Erwerbstätigkeit hat.
In den Fällen, in denen zum Zeitpunkt der Antragstellung der Steuerbescheid für den letzten abgeschlossenen
Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Kindes nicht vorliegt und nach den Angaben im Antrag auf Elterngeld
oder Betreuungsgeld die Beträge nach § 1 Absatz 8 oder nach § 4a Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit §
1 Absatz 8 voraussichtlich nicht überschritten werden, wird die jeweilige Leistung unter dem Vorbehalt des
Widerrufs für den Fall gezahlt, dass entgegen den Angaben im Antrag auf die jeweilige Leistung die Beträge nach
§ 1 Absatz 8 oder nach § 4a Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 1 Absatz 8 überschritten werden.

(3) Das Elterngeld wird bis zum Nachweis der jeweils erforderlichen Angaben vorläufig unter Berücksichtigung
der glaubhaft gemachten Angaben gezahlt, wenn
1.   zum Zeitpunkt der Antragstellung der Steuerbescheid für den letzten abgeschlossenen

Veranlagungszeitraum vor der Geburt des Kindes nicht vorliegt und noch nicht angegeben werden kann,
ob die Beträge nach § 1 Absatz 8 oder nach § 4a Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 1 Absatz 8
überschritten werden,
 

2.   das Einkommen aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt nicht ermittelt werden kann,
 

3.   die berechtigte Person nach den Angaben im Antrag auf Elterngeld im Bezugszeitraum voraussichtlich
Einkommen aus Erwerbstätigkeit hat oder
 

4.   die berechtigte Person weitere Monatsbeträge Elterngeld Plus nach § 4 Absatz 4 Satz 3 oder nach § 4 Absatz
6 Satz 2 beantragt.
 

Satz 1 Nummer 1 gilt entsprechend bei der Beantragung von Betreuungsgeld.

§ 9 Einkommens- und Arbeitszeitnachweis, Auskunftspflicht des Arbeitgebers

Soweit es zum Nachweis des Einkommens aus Erwerbstätigkeit oder der wöchentlichen Arbeitszeit erforderlich
ist, hat der Arbeitgeber der nach § 12 zuständigen Behörde für bei ihm Beschäftigte das Arbeitsentgelt, die für
die Ermittlung der nach den §§ 2e und 2f erforderlichen Abzugsmerkmale für Steuern und Sozialabgaben sowie
die Arbeitszeit auf Verlangen zu bescheinigen; das Gleiche gilt für ehemalige Arbeitgeber. Für die in Heimarbeit
Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten (§ 1 Absatz 1 und 2 des Heimarbeitsgesetzes) tritt an die Stelle des
Arbeitgebers der Auftraggeber oder Zwischenmeister.

§ 10 Verhältnis zu anderen Sozialleistungen

(1) Das Elterngeld, das Betreuungsgeld und jeweils vergleichbare Leistungen der Länder sowie die nach § 3
oder § 4c auf die jeweilige Leistung angerechneten Einnahmen oder Leistungen bleiben bei Sozialleistungen,
deren Zahlung von anderen Einkommen abhängig ist, bis zu einer Höhe von insgesamt 300 Euro im Monat als
Einkommen unberücksichtigt.

(2) Das Elterngeld, das Betreuungsgeld und jeweils vergleichbare Leistungen der Länder sowie die nach §
3 oder § 4c auf die jeweilige Leistung angerechneten Einnahmen oder Leistungen dürfen bis zu einer Höhe
von insgesamt 300 Euro nicht dafür herangezogen werden, um auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen
anderer, auf die kein Anspruch besteht, zu versagen.

(3) Soweit die berechtigte Person Elterngeld Plus bezieht, bleibt das Elterngeld nur bis zur Hälfte des
Anrechnungsfreibetrags, der nach Abzug der anderen nach Absatz 1 nicht zu berücksichtigenden Einnahmen
für das Elterngeld verbleibt, als Einkommen unberücksichtigt und darf nur bis zu dieser Höhe nicht dafür
herangezogen werden, um auf Rechtsvorschriften beruhende Leistungen anderer, auf die kein Anspruch besteht,
zu versagen.

(4) Die nach den Absätzen 1 bis 3 nicht zu berücksichtigenden oder nicht heranzuziehenden Beträge
vervielfachen sich bei Mehrlingsgeburten mit der Zahl der geborenen Kinder.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht bei Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch, dem Zwölften Buch
Sozialgesetzbuch und § 6a des Bundeskindergeldgesetzes. Bei den in Satz 1 bezeichneten Leistungen bleiben
das Elterngeld und vergleichbare Leistungen der Länder sowie die nach § 3 auf das Elterngeld angerechneten



Ein Service des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz
in Zusammenarbeit mit der juris GmbH - www.juris.de

- Seite 11 von 17 -

Einnahmen in Höhe des nach § 2 Absatz 1 berücksichtigten Einkommens aus Erwerbstätigkeit vor der Geburt bis
zu 300 Euro im Monat als Einkommen unberücksichtigt. Soweit die berechtigte Person Elterngeld Plus bezieht,
verringern sich die Beträge nach Satz 2 um die Hälfte.

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend, soweit für eine Sozialleistung ein Kostenbeitrag erhoben werden
kann, der einkommensabhängig ist.

§ 11 Unterhaltspflichten

Unterhaltsverpflichtungen werden durch die Zahlung des Elterngeldes, des Betreuungsgeldes und jeweils
vergleichbarer Leistungen der Länder nur insoweit berührt, als die Zahlung 300 Euro monatlich übersteigt.
Soweit die berechtigte Person Elterngeld Plus bezieht, werden die Unterhaltspflichten insoweit berührt,
als die Zahlung 150 Euro übersteigt. Die in den Sätzen 1 und 2 genannten Beträge vervielfachen sich bei
Mehrlingsgeburten mit der Zahl der geborenen Kinder. Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht in den Fällen des § 1361
Absatz 3, der §§ 1579, 1603 Absatz 2 und des § 1611 Absatz 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs.

§ 12 Zuständigkeit; Aufbringung der Mittel

(1) Die Landesregierungen oder die von ihnen beauftragten Stellen bestimmen die für die Ausführung dieses
Gesetzes zuständigen Behörden. Diesen Behörden obliegt auch die Beratung zur Elternzeit. In den Fällen des
§ 1 Absatz 2 oder des § 4a Absatz 1 Nummer 1 in Verbindung mit § 1 Absatz 2 ist die von den Ländern für die
Durchführung dieses Gesetzes bestimmte Behörde des Bezirks zuständig, in dem die berechtigte Person ihren
letzten inländischen Wohnsitz hatte; hilfsweise ist die Behörde des Bezirks zuständig, in dem der entsendende
Dienstherr oder Arbeitgeber der berechtigten Person oder der Arbeitgeber des Ehegatten, der Ehegattin, des
Lebenspartners oder der Lebenspartnerin der berechtigten Person den inländischen Sitz hat.

(2) Der Bund trägt die Ausgaben für das Elterngeld und das Betreuungsgeld.

§ 13 Rechtsweg

(1) Über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten der §§ 1 bis 12 entscheiden die Gerichte der
Sozialgerichtsbarkeit. § 85 Absatz 2 Nummer 2 des Sozialgerichtsgesetzes gilt mit der Maßgabe, dass die
zuständige Stelle nach § 12 bestimmt wird.

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage haben keine aufschiebende Wirkung.

§ 14 Bußgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.   entgegen § 8 Absatz 1 einen Nachweis nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig erbringt,

 

2.   entgegen § 9 eine dort genannte Angabe nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig
bescheinigt,
 

3.   entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, auch in Verbindung mit § 8
Absatz 1a Satz 1, eine Angabe nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht,
 

4.   entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, auch in Verbindung mit § 8
Absatz 1a Satz 1, eine Mitteilung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig macht oder
 

5.   entgegen § 60 Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 des Ersten Buches Sozialgesetzbuch, auch in Verbindung mit § 8
Absatz 1a Satz 1, eine Beweisurkunde nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht rechtzeitig vorlegt.
 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße von bis zu zweitausend Euro geahndet werden.

(3) Verwaltungsbehörden im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten sind
die in § 12 Absatz 1 Satz 1 und 3 genannten Behörden.

Abschnitt 4
Elternzeit für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer
§ 15 Anspruch auf Elternzeit

(1) Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben Anspruch auf Elternzeit, wenn sie
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1.   a)   mit ihrem Kind,
 

b)   mit einem Kind, für das sie die Anspruchsvoraussetzungen nach § 1 Absatz 3 oder 4 erfüllen, oder
 

c)   mit einem Kind, das sie in Vollzeitpflege nach § 33 des Achten Buches Sozialgesetzbuch aufgenommen
haben,
 

in einem Haushalt leben und
 

2.   dieses Kind selbst betreuen und erziehen.
 

Nicht sorgeberechtigte Elternteile und Personen, die nach Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und c Elternzeit
nehmen können, bedürfen der Zustimmung des sorgeberechtigten Elternteils.

(1a) Anspruch auf Elternzeit haben Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer auch, wenn sie mit ihrem Enkelkind in
einem Haushalt leben und dieses Kind selbst betreuen und erziehen und
1.   ein Elternteil des Kindes minderjährig ist oder

 

2.   ein Elternteil des Kindes sich in einer Ausbildung befindet, die vor Vollendung des 18. Lebensjahres
begonnen wurde und die Arbeitskraft des Elternteils im Allgemeinen voll in Anspruch nimmt.
 

Der Anspruch besteht nur für Zeiten, in denen keiner der Elternteile des Kindes selbst Elternzeit beansprucht.

(2) Der Anspruch auf Elternzeit besteht bis zur Vollendung des dritten Lebensjahres eines Kindes. Ein Anteil von
bis zu 24 Monaten kann zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten achten Lebensjahr des Kindes in
Anspruch genommen werden. Die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 3 Absatz 2 und 3 des Mutterschutzgesetzes
wird für die Elternzeit der Mutter auf die Begrenzung nach den Sätzen 1 und 2 angerechnet. Bei mehreren
Kindern besteht der Anspruch auf Elternzeit für jedes Kind, auch wenn sich die Zeiträume im Sinne der Sätze
1 und 2 überschneiden. Bei einem angenommenen Kind und bei einem Kind in Vollzeit- oder Adoptionspflege
kann Elternzeit von insgesamt bis zu drei Jahren ab der Aufnahme bei der berechtigten Person, längstens bis
zur Vollendung des achten Lebensjahres des Kindes genommen werden; die Sätze 2 und 4 sind entsprechend
anwendbar, soweit sie die zeitliche Aufteilung regeln. Der Anspruch kann nicht durch Vertrag ausgeschlossen
oder beschränkt werden.

(3) Die Elternzeit kann, auch anteilig, von jedem Elternteil allein oder von beiden Elternteilen gemeinsam
genommen werden. Satz 1 gilt in den Fällen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe b und c entsprechend.

(4) Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin darf während der Elternzeit nicht mehr als 30 Wochenstunden
im Durchschnitt des Monats erwerbstätig sein. Eine im Sinne des § 23 des Achten Buches Sozialgesetzbuch
geeignete Tagespflegeperson kann bis zu fünf Kinder in Tagespflege betreuen, auch wenn die wöchentliche
Betreuungszeit 30 Stunden übersteigt. Teilzeitarbeit bei einem anderen Arbeitgeber oder selbstständige Tätigkeit
nach Satz 1 bedürfen der Zustimmung des Arbeitgebers. Dieser kann sie nur innerhalb von vier Wochen aus
dringenden betrieblichen Gründen schriftlich ablehnen.

(5) Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin kann eine Verringerung der Arbeitszeit und ihre Verteilung
beantragen. Über den Antrag sollen sich der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin
innerhalb von vier Wochen einigen. Der Antrag kann mit der schriftlichen Mitteilung nach Absatz 7 Satz
1 Nummer 5 verbunden werden. Unberührt bleibt das Recht, sowohl die vor der Elternzeit bestehende
Teilzeitarbeit unverändert während der Elternzeit fortzusetzen, soweit Absatz 4 beachtet ist, als auch nach der
Elternzeit zu der Arbeitszeit zurückzukehren, die vor Beginn der Elternzeit vereinbart war.

(6) Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin kann gegenüber dem Arbeitgeber, soweit eine Einigung nach
Absatz 5 nicht möglich ist, unter den Voraussetzungen des Absatzes 7 während der Gesamtdauer der Elternzeit
zweimal eine Verringerung seiner oder ihrer Arbeitszeit beanspruchen.

(7) Für den Anspruch auf Verringerung der Arbeitszeit gelten folgende Voraussetzungen:
1.   Der Arbeitgeber beschäftigt, unabhängig von der Anzahl der Personen in Berufsbildung, in der Regel mehr

als 15 Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen,
 

2.   das Arbeitsverhältnis in demselben Betrieb oder Unternehmen besteht ohne Unterbrechung länger als sechs
Monate,
 

3.   die vertraglich vereinbarte regelmäßige Arbeitszeit soll für mindestens zwei Monate auf einen Umfang von
nicht weniger als 15 und nicht mehr als 30 Wochenstunden im Durchschnitt des Monats verringert werden,
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4.   dem Anspruch stehen keine dringenden betrieblichen Gründe entgegen und
 

5.   der Anspruch auf Teilzeit wurde dem Arbeitgeber
a)   für den Zeitraum bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes sieben Wochen und

 

b)   für den Zeitraum zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten achten Lebensjahr des Kindes
13 Wochen
 

vor Beginn der Teilzeittätigkeit schriftlich mitgeteilt.
 

Der Antrag muss den Beginn und den Umfang der verringerten Arbeitszeit enthalten. Die gewünschte Verteilung
der verringerten Arbeitszeit soll im Antrag angegeben werden. Falls der Arbeitgeber die beanspruchte
Verringerung oder Verteilung der Arbeitszeit ablehnen will, muss er dies innerhalb der in Satz 5 genannten Frist
mit schriftlicher Begründung tun. Hat ein Arbeitgeber die Verringerung der Arbeitszeit
1.   in einer Elternzeit zwischen der Geburt und dem vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes nicht spätestens

vier Wochen nach Zugang des Antrags oder
 

2.   in einer Elternzeit zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten achten Lebensjahr des Kindes
nicht spätestens acht Wochen nach Zugang des Antrags
 

schriftlich abgelehnt, gilt die Zustimmung als erteilt und die Verringerung der Arbeitszeit entsprechend den
Wünschen der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers als festgelegt. Haben Arbeitgeber und Arbeitnehmerin
oder Arbeitnehmer über die Verteilung der Arbeitszeit kein Einvernehmen nach Absatz 5 Satz 2 erzielt und hat
der Arbeitgeber nicht innerhalb der in Satz 5 genannten Fristen die gewünschte Verteilung schriftlich abgelehnt,
gilt die Verteilung der Arbeitszeit entsprechend den Wünschen der Arbeitnehmerin oder des Arbeitnehmers
als festgelegt. Soweit der Arbeitgeber den Antrag auf Verringerung oder Verteilung der Arbeitszeit rechtzeitig
ablehnt, kann die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer Klage vor dem Gericht für Arbeitssachen erheben.

§ 16 Inanspruchnahme der Elternzeit

(1) Wer Elternzeit beanspruchen will, muss sie
1.   für den Zeitraum bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes spätestens sieben Wochen und

 

2.   für den Zeitraum zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten achten Lebensjahr des Kindes
spätestens 13 Wochen
 

vor Beginn der Elternzeit schriftlich vom Arbeitgeber verlangen. Verlangt die Arbeitnehmerin oder der
Arbeitnehmer Elternzeit nach Satz 1 Nummer 1, muss sie oder er gleichzeitig erklären, für welche Zeiten
innerhalb von zwei Jahren Elternzeit genommen werden soll. Bei dringenden Gründen ist ausnahmsweise eine
angemessene kürzere Frist möglich. Nimmt die Mutter die Elternzeit im Anschluss an die Mutterschutzfrist,
wird die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 3 Absatz 2 und 3 des Mutterschutzgesetzes auf den Zeitraum nach
Satz 2 angerechnet. Nimmt die Mutter die Elternzeit im Anschluss an einen auf die Mutterschutzfrist folgenden
Erholungsurlaub, werden die Zeit der Mutterschutzfrist nach § 3 Absatz 2 und 3 des Mutterschutzgesetzes
und die Zeit des Erholungsurlaubs auf den Zweijahreszeitraum nach Satz 2 angerechnet. Jeder Elternteil kann
seine Elternzeit auf drei Zeitabschnitte verteilen; eine Verteilung auf weitere Zeitabschnitte ist nur mit der
Zustimmung des Arbeitgebers möglich. Der Arbeitgeber kann die Inanspruchnahme eines dritten Abschnitts
einer Elternzeit innerhalb von acht Wochen nach Zugang des Antrags aus dringenden betrieblichen Gründen
ablehnen, wenn dieser Abschnitt im Zeitraum zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten achten
Lebensjahr des Kindes liegen soll. Der Arbeitgeber hat dem Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin die Elternzeit
zu bescheinigen. Bei einem Arbeitgeberwechsel ist bei der Anmeldung der Elternzeit auf Verlangen des neuen
Arbeitgebers eine Bescheinigung des früheren Arbeitgebers über bereits genommene Elternzeit durch die
Arbeitnehmerin oder den Arbeitnehmer vorzulegen.

(2) Können Arbeitnehmerinnen aus einem von ihnen nicht zu vertretenden Grund eine sich unmittelbar an die
Mutterschutzfrist des § 3 Absatz 2 und 3 des Mutterschutzgesetzes anschließende Elternzeit nicht rechtzeitig
verlangen, können sie dies innerhalb einer Woche nach Wegfall des Grundes nachholen.

(3) Die Elternzeit kann vorzeitig beendet oder im Rahmen des § 15 Absatz 2 verlängert werden, wenn
der Arbeitgeber zustimmt. Die vorzeitige Beendigung wegen der Geburt eines weiteren Kindes oder in
Fällen besonderer Härte, insbesondere bei Eintritt einer schweren Krankheit, Schwerbehinderung oder Tod
eines Elternteils oder eines Kindes der berechtigten Person oder bei erheblich gefährdeter wirtschaftlicher
Existenz der Eltern nach Inanspruchnahme der Elternzeit, kann der Arbeitgeber unbeschadet von Satz 3 nur
innerhalb von vier Wochen aus dringenden betrieblichen Gründen schriftlich ablehnen. Die Elternzeit kann zur
Inanspruchnahme der Schutzfristen des § 3 des Mutterschutzgesetzes auch ohne Zustimmung des Arbeitgebers
vorzeitig beendet werden; in diesen Fällen soll die Arbeitnehmerin dem Arbeitgeber die Beendigung der
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Elternzeit rechtzeitig mitteilen. Eine Verlängerung der Elternzeit kann verlangt werden, wenn ein vorgesehener
Wechsel der Anspruchsberechtigten aus einem wichtigen Grund nicht erfolgen kann.

(4) Stirbt das Kind während der Elternzeit, endet diese spätestens drei Wochen nach dem Tod des Kindes.

(5) Eine Änderung in der Anspruchsberechtigung hat der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin dem Arbeitgeber
unverzüglich mitzuteilen.

§ 17 Urlaub

(1) Der Arbeitgeber kann den Erholungsurlaub, der dem Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin für das
Urlaubsjahr zusteht, für jeden vollen Kalendermonat der Elternzeit um ein Zwölftel kürzen. Dies gilt nicht,
wenn der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin während der Elternzeit bei seinem oder ihrem Arbeitgeber
Teilzeitarbeit leistet.

(2) Hat der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin den ihm oder ihr zustehenden Urlaub vor dem Beginn der
Elternzeit nicht oder nicht vollständig erhalten, hat der Arbeitgeber den Resturlaub nach der Elternzeit im
laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr zu gewähren.

(3) Endet das Arbeitsverhältnis während der Elternzeit oder wird es im Anschluss an die Elternzeit nicht
fortgesetzt, so hat der Arbeitgeber den noch nicht gewährten Urlaub abzugelten.

(4) Hat der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin vor Beginn der Elternzeit mehr Urlaub erhalten, als ihm oder
ihr nach Absatz 1 zusteht, kann der Arbeitgeber den Urlaub, der dem Arbeitnehmer oder der Arbeitnehmerin
nach dem Ende der Elternzeit zusteht, um die zu viel gewährten Urlaubstage kürzen.

§ 18 Kündigungsschutz

(1) Der Arbeitgeber darf das Arbeitsverhältnis ab dem Zeitpunkt, von dem an Elternzeit verlangt worden ist, nicht
kündigen. Der Kündigungsschutz nach Satz 1 beginnt
1.   frühestens acht Wochen vor Beginn einer Elternzeit bis zum vollendeten dritten Lebensjahr des Kindes und

 

2.   frühestens 14 Wochen vor Beginn einer Elternzeit zwischen dem dritten Geburtstag und dem vollendeten
achten Lebensjahr des Kindes.
 

Während der Elternzeit darf der Arbeitgeber das Arbeitsverhältnis nicht kündigen. In besonderen Fällen kann
ausnahmsweise eine Kündigung für zulässig erklärt werden. Die Zulässigkeitserklärung erfolgt durch die für den
Arbeitsschutz zuständige oberste Landesbehörde oder die von ihr bestimmte Stelle. Die Bundesregierung kann
mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine Verwaltungsvorschriften zur Durchführung des Satzes 4 erlassen.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen
1.   während der Elternzeit bei demselben Arbeitgeber Teilzeitarbeit leisten oder

 

2.   ohne Elternzeit in Anspruch zu nehmen, Teilzeitarbeit leisten und Anspruch auf Elterngeld nach § 1 während
des Zeitraums nach § 4 Absatz 1 Satz 1 und 3 haben.
 

§ 19 Kündigung zum Ende der Elternzeit

Der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin kann das Arbeitsverhältnis zum Ende der Elternzeit nur unter
Einhaltung einer Kündigungsfrist von drei Monaten kündigen.

§ 20 Zur Berufsbildung Beschäftigte, in Heimarbeit Beschäftigte

(1) Die zu ihrer Berufsbildung Beschäftigten gelten als Arbeitnehmer oder Arbeitnehmerinnen im Sinne dieses
Gesetzes. Die Elternzeit wird auf Berufsbildungszeiten nicht angerechnet.

(2) Anspruch auf Elternzeit haben auch die in Heimarbeit Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten
(§ 1 Absatz 1 und 2 des Heimarbeitsgesetzes), soweit sie am Stück mitarbeiten. Für sie tritt an die Stelle
des Arbeitgebers der Auftraggeber oder Zwischenmeister und an die Stelle des Arbeitsverhältnisses das
Beschäftigungsverhältnis.

§ 21 Befristete Arbeitsverträge
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(1) Ein sachlicher Grund, der die Befristung eines Arbeitsverhältnisses rechtfertigt, liegt vor, wenn ein
Arbeitnehmer oder eine Arbeitnehmerin zur Vertretung eines anderen Arbeitnehmers oder einer anderen
Arbeitnehmerin für die Dauer eines Beschäftigungsverbotes nach dem Mutterschutzgesetz, einer Elternzeit, einer
auf Tarifvertrag, Betriebsvereinbarung oder einzelvertraglicher Vereinbarung beruhenden Arbeitsfreistellung zur
Betreuung eines Kindes oder für diese Zeiten zusammen oder für Teile davon eingestellt wird.

(2) Über die Dauer der Vertretung nach Absatz 1 hinaus ist die Befristung für notwendige Zeiten einer
Einarbeitung zulässig.

(3) Die Dauer der Befristung des Arbeitsvertrags muss kalendermäßig bestimmt oder bestimmbar oder den in
den Absätzen 1 und 2 genannten Zwecken zu entnehmen sein.

(4) Der Arbeitgeber kann den befristeten Arbeitsvertrag unter Einhaltung einer Frist von mindestens drei
Wochen, jedoch frühestens zum Ende der Elternzeit, kündigen, wenn die Elternzeit ohne Zustimmung des
Arbeitgebers vorzeitig endet und der Arbeitnehmer oder die Arbeitnehmerin die vorzeitige Beendigung der
Elternzeit mitgeteilt hat. Satz 1 gilt entsprechend, wenn der Arbeitgeber die vorzeitige Beendigung der Elternzeit
in den Fällen des § 16 Absatz 3 Satz 2 nicht ablehnen darf.

(5) Das Kündigungsschutzgesetz ist im Falle des Absatzes 4 nicht anzuwenden.

(6) Absatz 4 gilt nicht, soweit seine Anwendung vertraglich ausgeschlossen ist.

(7) Wird im Rahmen arbeitsrechtlicher Gesetze oder Verordnungen auf die Zahl der beschäftigten Arbeitnehmer
und Arbeitnehmerinnen abgestellt, so sind bei der Ermittlung dieser Zahl Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen,
die sich in der Elternzeit befinden oder zur Betreuung eines Kindes freigestellt sind, nicht mitzuzählen, solange
für sie aufgrund von Absatz 1 ein Vertreter oder eine Vertreterin eingestellt ist. Dies gilt nicht, wenn der
Vertreter oder die Vertreterin nicht mitzuzählen ist. Die Sätze 1 und 2 gelten entsprechend, wenn im Rahmen
arbeitsrechtlicher Gesetze oder Verordnungen auf die Zahl der Arbeitsplätze abgestellt wird.

Abschnitt 5
Statistik und Schlussvorschriften
§ 22 Bundesstatistik

(1) Zur Beurteilung der Auswirkungen dieses Gesetzes sowie zu seiner Fortentwicklung sind laufende
Erhebungen zum Bezug von Elterngeld und Betreuungsgeld als Bundesstatistiken durchzuführen. Die
Erhebungen erfolgen zentral beim Statistischen Bundesamt.

(2) Die Statistik zum Bezug von Elterngeld erfasst vierteljährlich zum jeweils letzten Tag des aktuellen und der
vorangegangenen zwei Kalendermonate für Personen, die in einem dieser Kalendermonate Elterngeld bezogen
haben, für jedes den Anspruch auslösende Kind folgende Erhebungsmerkmale:
1.   Art der Berechtigung nach § 1,

 

2.   Grundlagen der Berechnung des zustehenden Monatsbetrags nach Art und Höhe (§ 2 Absatz 1, 2, 3 oder 4, §
2a Absatz 1 oder 4, § 2c, die §§ 2d, 2e oder § 2f),
 

3.   Höhe und Art des zustehenden Monatsbetrags (§ 4 Absatz 2 Satz 2 und Absatz 3 Satz 1) ohne die
Berücksichtigung der Einnahmen nach § 3,
 

4.   Art und Höhe der Einnahmen nach § 3,
 

5.   Inanspruchnahme der als Partnerschaftsbonus gewährten Monatsbeträge nach § 4 Absatz 4 Satz 3 und der
weiteren Monatsbeträge Elterngeld Plus nach § 4 Absatz 6 Satz 2,
 

6.   Höhe des monatlichen Auszahlungsbetrags,
 

7.   Geburtstag des Kindes,
 

8.   für die Elterngeld beziehende Person:
a)   Geschlecht, Geburtsjahr und -monat,

 

b)   Staatsangehörigkeit,
 

c)   Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt,
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d)   Familienstand und unverheiratetes Zusammenleben mit dem anderen Elternteil und
 

e)   Anzahl der im Haushalt lebenden Kinder.
 

 

Die Angaben nach den Nummern 2, 3, 5 und 6 sind für jeden Lebensmonat des Kindes bezogen auf den nach § 4
Absatz 1 möglichen Zeitraum des Leistungsbezugs zu melden.

(3) Die Statistik zum Bezug von Betreuungsgeld erfasst vierteljährlich zum jeweils letzten Tag des aktuellen
und der vorangegangenen zwei Kalendermonate erstmalig zum 30. September 2013 für Personen, die in einem
dieser Kalendermonate Betreuungsgeld bezogen haben, für jedes den Anspruch auslösende Kind folgende
Erhebungsmerkmale:
1.   Art der Berechtigung nach § 4a,

 

2.   Höhe des monatlichen Auszahlungsbetrags,
 

3.   Geburtstag des Kindes,
 

4.   für die Betreuungsgeld beziehende Person:
a)   Geschlecht, Geburtsjahr und -monat,

 

b)   Staatsangehörigkeit,
 

c)   Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt,
 

d)   Familienstand und unverheiratetes Zusammenleben mit dem anderen Elternteil und
 

e)   Anzahl der im Haushalt lebenden Kinder.
 

 

Die Angaben nach Nummer 2 sind für jeden Lebensmonat des Kindes bezogen auf den nach § 4d Absatz 1
möglichen Zeitraum des Leistungsbezugs zu melden.

(4) Hilfsmerkmale sind:
1.   Name und Anschrift der zuständigen Behörde,

 

2.   Name und Telefonnummer sowie Adresse für elektronische Post der für eventuelle Rückfragen zur Verfügung
stehenden Person und
 

3.   Kennnummer des Antragstellers oder der Antragstellerin.
 

§ 23 Auskunftspflicht; Datenübermittlung an das Statistische Bundesamt

(1) Für die Erhebung nach § 22 besteht Auskunftspflicht. Die Angaben nach § 22 Absatz 4 Nummer 2 sind
freiwillig. Auskunftspflichtig sind die nach § 12 Absatz 1 zuständigen Stellen.

(2) Der Antragsteller oder die Antragstellerin ist gegenüber den nach § 12 Absatz 1 zuständigen Stellen zu den
Erhebungsmerkmalen nach § 22 Absatz 2 und 3 auskunftspflichtig. Die zuständigen Stellen nach § 12 Absatz
1 dürfen die Angaben nach § 22 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 und Absatz 3 Satz 1 Nummer 4, soweit sie für den
Vollzug dieses Gesetzes nicht erforderlich sind, nur durch technische und organisatorische Maßnahmen getrennt
von den übrigen Daten nach § 22 Absatz 2 und 3 und nur für die Übermittlung an das Statistische Bundesamt
verwenden und haben diese unverzüglich nach Übermittlung an das Statistische Bundesamt zu löschen.

(3) Die in sich schlüssigen Angaben sind als Einzeldatensätze elektronisch bis zum Ablauf von 30 Arbeitstagen
nach Ablauf des Berichtszeitraums an das Statistische Bundesamt zu übermitteln.

§ 24 Übermittlung von Tabellen mit statistischen Ergebnissen durch das Statistische Bundesamt

Zur Verwendung gegenüber den gesetzgebenden Körperschaften und zu Zwecken der Planung, jedoch nicht
zur Regelung von Einzelfällen, übermittelt das Statistische Bundesamt Tabellen mit statistischen Ergebnissen,
auch soweit Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen, an die fachlich zuständigen obersten Bundes-
oder Landesbehörden. Tabellen, deren Tabellenfelder nur einen einzigen Fall ausweisen, dürfen nur dann
übermittelt werden, wenn sie nicht differenzierter als auf Regierungsbezirksebene, im Falle der Stadtstaaten auf
Bezirksebene, aufbereitet sind.

§ 24a Übermittlung von Einzelangaben durch das Statistische Bundesamt

(1) Zur Abschätzung von Auswirkungen der Änderungen dieses Gesetzes im Rahmen der Zwecke nach § 24
übermittelt das Statistische Bundesamt auf Anforderung des fachlich zuständigen Bundesministeriums diesem
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oder von ihm beauftragten Forschungseinrichtungen Einzelangaben ab dem Jahr 2007 ohne Hilfsmerkmale
mit Ausnahme des Merkmals nach § 22 Absatz 4 Nummer 3 für die Entwicklung und den Betrieb von
Mikrosimulationsmodellen. Die Einzelangaben dürfen nur im hierfür erforderlichen Umfang und mittels eines
sicheren Datentransfers übermittelt werden.

(2) Bei der Verarbeitung und Nutzung der Daten nach Absatz 1 ist das Statistikgeheimnis nach § 16 des
Bundesstatistikgesetzes zu wahren. Dafür ist die Trennung von statistischen und nichtstatistischen Aufgaben
durch Organisation und Verfahren zu gewährleisten. Die nach Absatz 1 übermittelten Daten dürfen nur für
die Zwecke verwendet werden, für die sie übermittelt wurden. Die übermittelten Einzeldaten sind nach dem
Erreichen des Zweckes zu löschen, zu dem sie übermittelt wurden.

(3) Personen, die Empfängerinnen und Empfänger von Einzelangaben nach Absatz 1 Satz 1 sind, unterliegen
der Pflicht zur Geheimhaltung nach § 16 Absatz 1 und 10 des Bundesstatistikgesetzes. Personen, die
Einzelangaben nach Absatz 1 Satz 1 erhalten sollen, müssen Amtsträger oder für den öffentlichen Dienst
besonders Verpflichtete sein. Personen, die Einzelangaben erhalten sollen und die nicht Amtsträger oder für den
öffentlichen Dienst besonders Verpflichtete sind, sind vor der Übermittlung zur Geheimhaltung zu verpflichten. §
1 Absatz 2, 3 und 4 Nummer 2 des Verpflichtungsgesetzes vom 2. März 1974 (BGBl. I S. 469, 547), das durch § 1
Nummer 4 des Gesetzes vom 15. August 1974 (BGBl. I S. 1942) geändert worden ist, gilt in der jeweils geltenden
Fassung entsprechend. Die Empfängerinnen und Empfänger von Einzelangaben dürfen aus ihrer Tätigkeit
gewonnene Erkenntnisse nur für die in Absatz 1 genannten Zwecke verwenden.

§ 25 Bericht

Die Bundesregierung legt dem Deutschen Bundestag bis zum 31. Dezember 2015 einen Bericht über
die Auswirkungen des Betreuungsgeldes vor. Bis zum 31. Dezember 2017 legt sie einen Bericht über die
Auswirkungen der Regelungen zum Elterngeld Plus und zum Partnerschaftsbonus sowie zur Elternzeit vor. Die
Berichte dürfen keine personenbezogenen Daten enthalten.

§ 26 Anwendung der Bücher des Sozialgesetzbuches

(1) Soweit dieses Gesetz zum Elterngeld oder Betreuungsgeld keine ausdrückliche Regelung trifft, ist bei der
Ausführung des Ersten, Zweiten und Dritten Abschnitts das Erste Kapitel des Zehnten Buches Sozialgesetzbuch
anzuwenden.

(2) § 328 Absatz 3 und § 331 des Dritten Buches Sozialgesetzbuch gelten entsprechend.

§ 27 Übergangsvorschrift

(1) Für die vor dem 1. Januar 2015 geborenen oder mit dem Ziel der Adoption aufgenommenen Kinder ist § 1 in
der bis zum 31. Dezember 2014 geltenden Fassung weiter anzuwenden. Für die vor dem 1. Juli 2015 geborenen
oder mit dem Ziel der Adoption aufgenommenen Kinder sind die §§ 2 bis 22 in der bis zum 31. Dezember 2014
geltenden Fassung weiter anzuwenden. Satz 2 gilt nicht für § 2c Absatz 1 Satz 2 und § 22 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2.

(1a) Soweit dieses Gesetz Mutterschaftsgeld nach dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch oder nach dem Zweiten
Gesetz über die Krankenversicherung der Landwirte in Bezug nimmt, gelten die betreffenden Regelungen für
Mutterschaftsgeld nach der Reichsversicherungsordnung oder nach dem Gesetz über die Krankenversicherung
der Landwirte entsprechend.

(2) Für die dem Erziehungsgeld vergleichbaren Leistungen der Länder sind § 8 Absatz 1 und § 9 des
Bundeserziehungsgeldgesetzes in der bis zum 31. Dezember 2006 geltenden Fassung weiter anzuwenden.

(3) Betreuungsgeld wird nicht für vor dem 1. August 2012 geborene Kinder gezahlt. Bis zum 31. Juli 2014 beträgt
das Betreuungsgeld abweichend von § 4b 100 Euro pro Monat.
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 B.  Einzelbegründung

 Zu  Artikel  1  (Bundeselterngeld-  und  Elternzeitgesetz)

 Zu §  1

 Die Vorschrift regelt, wer Anspruch auf Elterngeld hat.

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  Nr.  1  macht  einen  Wohnsitz  oder  gewöhnlichen
 Aufenthaltsort  im  Geltungsbereich  dieses  Gesetzes  zur
 Voraussetzung  (§  30  Abs.  1  des  Ersten  Buches  Sozialgesetz-
 buch).  Im  Übrigen  ist  das  Elterngeld  eine  Familienleistung
 im  Sinne  der  Verordnung  (EWG)  Nr.  1408/71,  so  dass  dieses
 Gesetz  auch  für  Grenzgänger  zur  Anwendung  kommt,  die
 ein  Arbeitsverhältnis  in  Deutschland,  ihren  Wohnsitz  aber
 im EU-Ausland haben.

 Nach  Nummer  2  wird  Elterngeld  für  den  Elternteil  gezahlt,
 mit  dem  das  Kind  im  Haushalt  lebt.  Anspruchsberechtigt
 sind damit vorrangig die leiblichen Eltern.

 Nach  Nummer  3  ist  weitere  Voraussetzung,  dass  der  Eltern-
 teil das Kind selbst betreut und erzieht.

 Dafür  ist  gemäß  Nummer  4  erforderlich,  dass  er  eine  vor  der
 Geburt  ausgeübte  volle  Erwerbstätigkeit  reduziert  oder  auf-
 gibt  und  der  Erziehung  und  Betreuung  seines  Kindes  insoweit
 Vorrang  gegenüber  der  Erwerbstätigkeit  einräumt.  Das
 Elterngeld  unterstützt  Eltern,  die  sich  im  ersten  Lebensjahr
 des  Neugeborenen  vorrangig  der  Betreuung  ihres  Kindes
 widmen,  bei  der  Sicherung  ihrer  Lebensgrundlage.  Denn  die
 Entscheidung,  das  eigene  Kind  in  einem  Maße  zu  betreuen,
 das  über  das  hinaus  geht,  das  bei  voller  Erwerbstätigkeit  mög-
 lich  ist,  bringt  Eltern  in  eine  besondere  Lage.  Mütter  und
 Väter,  die  der  Betreuung  ihres  Kindes  gegenüber  der  Er-
 werbstätigkeit  Vorrang  einräumen,  haben  im  Hinblick  auf
 ihre  individuelle  wirtschaftliche  Situation  und  spätere  Mög-
 lichkeiten  der  Daseinsvorsorge  bei  typisierender  Betrachtung
 schlechtere  Chancen  als  weiter  voll  erwerbstätige  Eltern.  Das
 Elterngeld  bietet  deshalb  betreuenden  Eltern  für  die  Früh-
 phase  der  Elternschaft  eine  Leistung,  die  ihnen  ihre  eigene
 wirtschaftliche Absicherung auch auf Dauer erleichtert.
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Zu Absatz 2

 Absatz  2  sieht  vor,  dass  Anspruch  auf  Elterngeld  auch  ha-
 ben  kann,  wer  wegen  einer  Entsendung  ins  Ausland  durch
 seinen  Arbeitgeber  oder  Dienstherrn,  wegen  einer  Tätigkeit
 als  Entwicklungshelfer  oder  Entwicklungshelferin,  wegen
 einer  Tätigkeit  bei  einer  internationalen  Organisation  oder
 einer  nach  §  123a  des  Beamtenrechtsrahmengesetzes  zuge-
 wiesenen  Tätigkeit  vorübergehend  weder  einen  Wohnsitz
 noch  einen  gewöhnlichen  Aufenthaltsort  im  Geltungsbereich
 dieses  Gesetzes  hat.  Dasselbe  gilt  nach  Satz  2  auch  für  die
 mit  dem  Entsandten  in  einem  Haushalt  lebenden  Ehegatten,
 Ehegattinnen,  Lebenspartner  und  Lebenspartnerinnen  nach
 dem  Lebenspartnerschaftsgesetz,  und  zwar  unabhängig  von
 ihrer  Staatsangehörigkeit  und  ihrem  Aufenthaltsstatus  in
 Deutschland.

 Zu Absatz 3

 Absatz  3  sieht  einen  Anspruch  auf  Elterngeld  auch  für  im
 Rechtssinne  (noch)  nicht  mit  dem  Kind  verwandte  Personen
 vor.  Die  Nummern  1  und  2  machen  eine  rechtlich  verfestigte
 Familienbeziehung  zum  Maßstab.  Partnerinnen  und  Partner
 einer  eheähnlichen  Lebensgemeinschaft  werden  nicht  erfasst;
 soweit  eine  eheähnliche  Lebensgemeinschaft  der  Eltern  des
 Kindes  besteht,  haben  beide  Elternteile  grundsätzlich  einen
 Anspruch  nach  Absatz  1  Nr.  2.  Die  Nummer  3  regelt  den  An-
 spruch  vor  Feststellung  der  Vaterschaft.  Die  gerichtliche  Fest-
 stellung  der  Vaterschaft  kann  im  Einzelfall  wegen  einer  lang-
 wierigen  Bearbeitungsdauer  erst  längere  Zeit  nach  Einleitung
 des  Verfahrens  möglich  sein.  Das  Bundeselterngeld-  und
 Elternzeitgesetz  verfolgt  das  Ziel,  unverheiratete  Väter  in
 ihrer  Verantwortung  für  ihr  Kind  zu  stärken.  Diese  Absicht
 bliebe  wirkungslos,  wenn  der  Anspruch  auf  Elterngeld  ent-
 fiele,  obwohl  der  Vater  schuldlos  die  Anspruchsvorausset-
 zungen  für  das  Elterngeld  erst  verspätet  erfüllt.  Deshalb  reicht
 es  aus,  wenn  die  vom  Vater  erklärte  Anerkennung  der  Vater-
 schaft  nach  §  1594  Abs.  2  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs
 (BGB)  noch  nicht  wirksam  oder  über  die  von  ihm  beantragte
 Vaterschaftsfeststellung  nach  §  1600d  des  BGB  noch  nicht
 entschieden  ist.  Dies  wird  häufig  dann  der  Fall  sein,  wenn  die
 Mutter  im  Zeitpunkt  der  Geburt  des  Kindes  noch  mit  einem
 anderen  Mann  verheiratet  ist  und  dessen  Vaterschaft  zunächst
 aufgehoben werden muss (§  1592 Nr.  1, §  1599 ff. BGB).

 Zu Absatz 4

 Absatz  4  sieht  ausnahmsweise  einen  Bezug  des  Elterngel-
 des  durch  Verwandte  bis  zum  dritten  Grad  (zum  Beispiel:
 Großeltern,  Urgroßeltern  oder  Onkel  und  Tanten)  an  Stelle
 der  Eltern  vor,  wenn  beide  Eltern  gestorben  sind  oder
 wegen  schwerer  Krankheit  oder  Schwerbehinderung  ihre
 Kinder  in  deren  ersten  14  Lebensmonaten  nicht  selbst
 betreuen  können.  Andere  –  insbesondere  wirtschaftliche  –
 Härtefälle  werden  nicht  berücksichtigt,  weil  das  Elterngeld
 dem  betreuenden  Elternteil  eine  grundsätzlich  ausreichende
 wirtschaftliche  Absicherung  bietet,  die  es  ihm  ermöglicht,
 die  Betreuung  selbst  zu  übernehmen.  Ein  Bezug  des  Eltern-
 geldes  durch  Verwandte  bis  zum  dritten  Grad  soll  deshalb
 auch  nur  in  Betracht  kommen,  wenn  Elterngeld  nicht  von
 anderen  Elterngeldberechtigten  (Eltern,  Stiefeltern,  Perso-
 nen,  die  die  Kinder  in  Adoptionspflege  genommen  haben)
 beansprucht wird.

 Zu Absatz 5

 Nach  Absatz  5  ist  es  für  den  Anspruch  auf  Elterngeld  un-
 schädlich,  wenn  das  Kind  vorübergehend  wegen  eines  von
 der  berechtigten  Person  nicht  zu  vertretenden  wichtigen
 Grundes  von  ihr  nicht  betreut  werden  kann.  Dies  dürfte  zum
 Beispiel  dann  vorliegen,  wenn  sich  die  berechtigte  Person
 oder  das  Kind  in  Krankenhausbehandlung  befindet  oder  be-
 geben  muss.  Voraussetzung  für  die  Weiterzahlung  ist  in  die-
 sen  Fällen,  dass  die  Unterbrechung  der  Betreuung  nur  vorü-
 bergehend  ist;  bei  dauerhafter  Unmöglichkeit  der  Betreuung
 kann Elterngeld nicht weiter gezahlt werden.

 Zu Absatz 6

 Absatz  6  bestimmt  näher,  wann  das  in  §  1  Nr.  4  genannte  Er-
 fordernis  einer  reduzierten  Erwerbstätigkeit  erfüllt  ist.  Das
 Gesetz  bezweckt,  Eltern  den  Einkommensausfall  weitgehend
 auszugleichen,  wenn  sie  ihre  Erwerbstätigkeit  einschränken
 oder  ganz  aufgeben,  um  sich  vorrangig  der  Betreuung  ihres
 Kindes  zu  widmen.  Voraussetzung  ist  deshalb,  dass  die  be-
 treffenden  Eltern  im  Bezugszeitraum  keine  oder  keine  volle
 Erwerbstätigkeit  ausüben.  Das  setzt  voraus,  dass  die  wö-
 chentliche  Arbeitszeit  30  Stunden  nicht  übersteigt.  Wenn  der
 leistungsberechtigte  Elternteil  als  Tagespflegeperson  tätig  ist,
 soll  diese  Tätigkeit  dann  nicht  als  volle  Erwerbstätigkeit  ge-
 wertet  werden,  wenn  nicht  mehr  als  fünf  Kinder  in  Tagespfle-
 ge  betreut  werden.  Gleiches  gilt  im  Falle  einer  Beschäftigung
 zur Berufsbildung.

 Zu Absatz 7

 Absatz  7  regelt  die  Anspruchsberechtigung  ausländischer
 Eltern  entsprechend  dem  Grundsatz,  dass  Familienleistungen
 nur  solchen  Eltern  gezahlt  werden  sollen,  die  sich  voraus-
 sichtlich  dauerhaft  im  Inland  aufhalten  werden.  Diesem
 Grundsatz  entsprechend  und  der  Rechtsprechung  des  Bun-
 desverfassungsgerichts  folgend  hat  der  Gesetzgeber  in  dem
 Gesetz  zur  Anspruchsberechtigung  von  Ausländern  wegen
 Kindergeld,  Erziehungsgeld  und  Unterhaltsvorschuss  die  von
 ausländischen  Eltern  zu  erfüllenden  Voraussetzungen  für  den
 Bezug  von  Familienleistungen  neu  geregelt.  Diese  Regelun-
 gen  sind  auch  für  das  Elterngeld  übernommen  worden.  Im
 Übrigen  ist  das  Elterngeld  eine  Familienleistung  im  Sinne  der
 Verordnung (EWG) Nr.  1408/71.

 Zu §  2

 Die  Vorschrift  regelt,  in  welcher  Höhe  das  Elterngeld  gezahlt
 wird  und  wie  es  berechnet  wird.  Das  Elterngeld  knüpft  an  die
 unterschiedlichen  Lebensumstände  von  Familien  an,  um  die
 Eltern  bei  der  Betreuung  ihres  neugeborenen  Kindes  mög-
 lichst  nachhaltig,  individuell  und  zielgerecht  zu  unterstützen.

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  regelt  die  Berechnung  des  Elterngeldes.  Das  Eltern-
 geld  soll  den  Eltern  die  Möglichkeit  bieten,  ihre  Erwerbs-
 tätigkeit  zu  unterbrechen  oder  einzuschränken,  um  sich
 vorrangig  der  Betreuung  ihres  neugeborenen  Kindes  zu
 widmen.  Mit  einem  Elterngeld  in  Höhe  von  67  Prozent  des
 vor  der  Geburt  des  Kindes  durchschnittlich  erzielten  Netto-
 entgelts  soll  die  Lebensgrundlage  der  Familie  in  dieser  Früh-
 phase  der  Elternschaft  abgesichert  werden.  Durch  die  An-
 knüpfung  an  das  individuelle  Einkommen  fördert  das
 Elterngeld  die  wirtschaftliche  Selbstständigkeit  innerhalb



Drucksache 16/1889 – 20 – Deutscher Bundestag – 16. Wahlperiode
der  Partnerschaft  und  die  partnerschaftliche  Teilhabe  von
 Müttern  und  Vätern  an  der  Betreuungs-  und  Erziehungsar-
 beit.  Sie  eröffnet  die  realistische  Möglichkeit,  zumindest  für
 eine  bestimmte  Zeit  auch  auf  das  höhere  der  beiden  elter-
 lichen  Einkommen  zu  verzichten.  Im  Rahmen  einer  staat-
 lichen  Familienleistung  kann  das  Elterngeld  nicht  bei  jeder
 Höhe  des  Einkommens  vor  der  Geburt  in  Höhe  von
 67  Prozent  gezahlt  werden,  sondern  es  ist  auf  einen  Höchst-
 betrag  von  1  800  Euro  zu  begrenzen.  Dieser  Höchstbetrag
 wird  erreicht,  wenn  das  Nettoeinkommen  des  berechtigten
 Elternteils  vor  der  Geburt  2  700  Euro  betragen  hat.  Das  zu-
 grunde  liegende  Bruttoeinkommen  liegt  damit  der  Höhe
 nach  in  einem  Bereich,  wie  er  bei  der  Festlegung  der
 Beitragsbemessungsgrenze  im  Recht  der  Sozialversicherung
 akzeptiert  ist.  Darüber  liegende  Einkommen  können  auch  für
 staatliche  Familienleistungen  wie  das  Elterngeld  nicht  als
 Maßstab in Betracht kommen.

 Für  die  Berechnung  des  Elterngeldes  soll  das  Nettoeinkom-
 men  in  den  zwölf  Monaten  vor  der  Geburt  herangezogen
 werden,  weil  dieser  Zeitraum  die  durchschnittlichen  Verhält-
 nisse  im  Jahr  vor  der  Geburt  am  besten  abbildet.  Für  den
 häufig  vorkommenden  Fall,  dass  unmittelbar  vor  der  Geburt
 kein  Arbeitsentgelt,  sondern  Mutterschaftsgeld  und  ggf.  zu-
 sätzlich  ein  Arbeitsgeberzuschuss  bezogen  wurde,  sind  die
 letzten  zwölf  Monate  vor  dem  Bezug  des  Mutterschaftsgel-
 des maßgeblich.

 Der  Wegfall  von  Erwerbseinkommen  wegen  Erkrankung
 kann  generell  nicht  anders  behandelt  werden  als  der  Wegfall
 oder  das  Fehlen  von  Erwerbseinkommen  aus  anderen  Grün-
 den  wie  zum  Beispiel  der  Arbeitsmarktlage  oder  anderen
 konkreten  Lebensumständen  der  betreffenden  Person.  Etwas
 anderes  muss  jedoch  in  Fällen  einer  schwangerschaftsbe-
 dingten  Erkrankung  gelten.  Das  besondere  gesundheitliche
 Risiko  Schwangerer  soll  ihnen  bei  der  Berechnung  des  ihnen
 zustehenden  Elterngeldes  nicht  zum  Nachteil  gereichen.  Die
 in  Satz  3  für  diese  Fälle  vorgesehene  Regelung  lehnt  sich  an
 die  vom  Gesetzgeber  für  kranke  Arbeitnehmerinnen  und  Ar-
 beitnehmer  geltende  Rechtslage  an.  Diese  erhalten  zunächst
 eine  Fortzahlung  ihres  vor  der  Erkrankung  zuletzt  erzielten
 Arbeitsentgelts  und  danach  ein  Krankengeld,  das  im  Wesent-
 lichen  dem  zuletzt  erzielten  Arbeitsentgelt  entspricht.  Auch
 Beamte  erhalten  während  einer  Erkrankung  die  vor  der  Er-
 krankung  zuletzt  zustehenden  Bezüge  weiter.  Es  erscheint
 daher  angemessen,  beim  Ausfall  von  Erwerbseinkommen
 wegen  einer  schwangerschaftsbedingten  Erkrankung  der  Be-
 rechnung  des  Elterngeldes  für  den  Zeitraum  der  Erkrankung
 dasselbe  Einkommen  zu  unterstellen  wie  unmittelbar  vor  der
 schwangerschaftsbedingten  Erkrankung.  Mit  dieser  Rege-
 lung  werden  Schwangere,  die  während  der  Schwangerschaft
 erkranken  und  keine  Fortzahlung  ihres  Arbeitsentgelts  oder
 ihrer  Dienstbezüge  erhalten,  so  weit  wie  möglich  mit  den
 Schwangeren  gleichgestellt,  die  nicht  erkranken  oder  wäh-
 rend  einer  Erkrankung  ihr  Arbeitsentgelt  oder  ihre  Dienstbe-
 züge  weiter  erhalten.  Krankheitszeiten,  in  denen  Arbeitsent-
 gelt  oder  Dienstbezüge  weiter  gezahlt  werden,  sind  keine
 Zeiten,  in  denen  Erwerbseinkommen  ausfällt.  Zeiten,  in
 denen  Krankengeld  aus  einer  gesetzlichen  oder  privaten
 Krankenversicherung  bezogen  wird,  gelten  als  Zeiten,  in
 denen  kein  Einkommen  aus  Erwerbstätigkeit  bezogen  wird.
 Durch  die  Anknüpfung  an  ganz  oder  teilweise  ausfallendes
 Erwerbseinkommen  werden  selbstständige  Schwangere  in
 die  Regelung  einbezogen.  Ob  eine  Erkrankung  während  der

 Schwangerschaft  maßgeblich  auf  die  Schwangerschaft  zu-
 rückzuführen  ist,  unterliegt  ärztlicher  Einschätzung  und  ist
 durch  ärztliches  Attest  nachzuweisen.  Es  kann  nicht  von
 vornherein  angenommen  werden,  dass  jede  Erkrankung
 während  der  Schwangerschaft  auch  auf  die  Schwangerschaft
 zurückzuführen ist.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  regelt  die  Höhe  des  Elterngeldes  für  Berechtigte
 nach  Absatz  1  mit  niedrigem  Einkommen.  Je  niedriger  das
 Einkommen  ist,  desto  schwerer  wiegt  in  der  Regel  der  nicht
 vollständige  Ersatz  des  wegfallenden  Einkommens  durch
 das  Elterngeld.  Liegt  das  nach  Absatz  1  zu  berücksichtigen-
 de  monatliche  Nettoeinkommen  unter  1  000  Euro,  wird  da-
 her  der  Anteil,  zu  dem  das  Elterngeld  an  die  Stelle  des  weg-
 fallenden  Erwerbseinkommens  tritt,  erhöht.  Dazu  wird  die
 Differenz  ermittelt,  um  die  das  Einkommen  unter  der  Grenze
 von  1  000  Euro  liegt.  Für  je  zwei  Euro  der  Differenz  wird  die
 Ersatzrate  von  67  Prozent  um  0,1  Prozentpunkte  bis  auf  ma-
 ximal  100  Prozent  erhöht.  So  erhöht  sich  das  Elterngeld  bei
 einem  Einkommen  von  600  Euro  vor  der  Geburt  von  67  Pro-
 zent  auf  87  Prozent  und  beträgt  statt  402  Euro  nunmehr  522
 Euro.  Die  Obergrenze  von  100  Prozent  wird  bei  einem  Ein-
 kommen  von  340  Euro  vor  der  Geburt  erreicht.  Damit  ist
 sichergestellt,  dass  Elterngeldberechtigte,  die  vor  der  Geburt
 mehr  als  300  Euro  verdient  haben,  nach  der  Geburt  auch
 Elterngeld über 300 Euro erhalten.

 Das  Elterngeld  unterstützt  damit  gezielt  gering  verdienende
 Eltern  und  insbesondere  die  Ausübung  gering  bezahlter  Teil-
 zeit-  oder  Kurzzeitbeschäftigungen.  Weil  in  diesen  Fällen
 häufig  auch  das  Partnereinkommen  gering  ist,  sollen  Fami-
 lien  mit  kleinem  Familieneinkommen  mit  dem  Elterngeld
 eine  Familienleistung  erhalten,  ohne  dass  eine  aufwändige
 Ermittlung  des  gesamten  Familieneinkommens  erforderlich
 ist.  Damit  werden  Mehrkindfamilien  besonders  gefördert,  in
 denen  Frauen  nach  der  Geburt  eines  zweiten  oder  dritten
 Kindes  häufig  keine  Vollzeiterwerbstätigkeit  aufnehmen  und
 deshalb eine gering bezahlte Teilzeittätigkeit ausüben.

 Zu Absatz 3

 Nach  Absatz  3  wird  Elterngeld  auch  für  die  Monate  gezahlt,
 in  denen  ein  Elternteil  die  Erwerbstätigkeit  nicht  unterbricht,
 sondern  nur  einschränkt.  Maßstab  für  die  Höhe  des  Eltern-
 geldes  ist  auch  in  diesen  Fällen  der  tatsächliche  Einkom-
 mensausfall.  Verglichen  wird  das  durchschnittliche  Einkom-
 men  vor  der  Geburt  mit  dem  voraussichtlich  durchschnittlich
 erzielten  Einkommen  nach  der  Geburt.  Nur  bei  Einkommen
 von  unter  1  000  Euro  vor  der  Geburt  gilt  die  sich  nach  Ab-
 satz  2  ergebende  erhöhte  Ersatzrate;  ein  Differenzbetrag
 zwischen  dem  Einkommen  vor  der  Geburt  und  dem  Ein-
 kommen  während  des  Bezugs  von  Elterngeld  von  unter
 1  000  Euro  führt  für  sich  genommen  nicht  zur  Anwendung
 der  erhöhten  Ersatzrate  nach  Absatz  2.  Die  Regel,  dass  über
 2  700  Euro  hinausgehendes  Einkommen  nicht  als  Maßstab
 für  die  Elterngeldberechnung  zugrunde  gelegt  wird,  gilt  auch
 in  diesen  Fällen.  Das  heißt,  als  Einkommen  vor  der  Geburt
 darf  wie  in  den  Fällen  des  Absatzes  1  höchstens  ein  Betrag
 von  2  700  Euro  angesetzt  werden.  Hat  z.  B.  die  Mutter  vor
 der  Geburt  des  Kindes  durchschnittlich  3  500  Euro  monat-
 lich  verdient  und  erzielt  nach  Wiederaufnahme  der  Erwerbs-
 tätigkeit  im  siebten  Lebensmonat  des  Kindes  1  750  Euro,
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stehen  ihr  für  die  ersten  sechs  Lebensmonate  des  Kindes
 1  800  Euro  und  ab  dem  siebten  Lebensmonat  67  Prozent  von
 (2  700 – 1  750 =) 950 Euro zu, das sind 636,50 Euro.

 Zu Absatz 4

 Absatz  4  trägt  dem  Umstand  Rechnung,  dass  Elternteile,
 insbesondere  Mütter,  die  bereits  ein  Kind  oder  mehrere
 Kinder  haben,  nach  deren  Geburt  vielfach  Einkommensein-
 schränkungen  hinnehmen  müssen.  Mit  dem  Einkommen
 sinkt  dann  auch  das  Elterngeld,  das  nach  den  Absätzen  1
 und  2  bezogen  werden  kann.  In  diesen  Fällen  gewährt  Ab-
 satz  4  einen  Zuschlag  zu  dem  Elterngeld,  das  sonst  bezogen
 werden könnte.

 Für  die  Berechnung  des  Zuschlags  wird  nach  Satz  1  das
 Elterngeld,  das  für  das  vor  der  Geburt  berücksichtigte  durch-
 schnittliche  Einkommen  aus  Erwerbstätigkeit  nach  den  Ab-
 sätzen  1  und  2  maximal  bezogen  werden  könnte,  mit  dem
 Elterngeld  verglichen,  das  für  das  vor  der  Geburt  des  älteren
 Kindes  berücksichtigte  durchschnittliche  Einkommen  aus
 Erwerbstätigkeit  nach  diesen  Vorschriften  bezogen  worden
 ist.  Der  Zuschlag  entspricht  der  Hälfte  des  sich  daraus  erge-
 benden  Unterschiedsbetrags.  Eine  Minderung  des  Eltern-
 geldanspruchs  durch  eine  Teilzeiterwerbstätigkeit  nach  der
 Geburt  des  jeweiligen  Kindes  bleibt  dabei  ebenso  unberück-
 sichtigt  wie  etwaige  zusätzliche  Beträge  bei  der  Geburt  von
 Mehrlingen.  Andernfalls  würde  sich  beispielsweise  eine
 Teilzeiterwerbstätigkeit  nach  der  Geburt  des  älteren  Kindes
 ebenso  wie  eine  nunmehrige  Mehrlingsgeburt  nachteilig  auf
 die  Höhe  des  Unterschiedsbetrags  und  damit  die  Höhe  des
 Zuschlags auswirken.

 Das  zusätzliche  Elterngeld  wird  jedoch  nicht  generell  ge-
 zahlt,  sondern  nur  in  der  Fallgestaltung,  in  der  die  Er-
 werbseinschränkung  ausnahmsweise  als  ausgleichsbedürftig
 angenommen  wird.  Das  ist  nicht  bei  jeder  Einschränkung  zu-
 gunsten  der  Betreuung  früherer  Kinder  der  Fall,  sondern  nur
 bei  kurzer  Geburtenfolge,  wegen  der  die  Aufnahme  einer  Er-
 werbstätigkeit  besonders  schwierig  zu  bewerkstelligen  ist.
 Bei  mehrmaligem  Erfüllen  der  Voraussetzungen  nach  Satz  1
 soll  ein  Ausgleich  der  Differenz  nicht  nur  zu  der  vorherigen
 Geburt,  sondern  auch  zu  noch  früheren  Geburten  möglich
 sein,  um  eine  fortschreitende  Einkommensverringerung  in
 diesen  Fällen  zu  vermeiden.  In  diesem  Fall  wird  durch
 Satz  2  die  für  die  Eltern  die  günstigste  Regelung  getroffen,
 also  das  höchste  frühere  Elterngeld  für  die  Berechnung
 zugrunde gelegt.

 Ist  für  ein  älteres  Kind  kein  Elterngeld  nach  den  Absätzen  1
 und  2  bezogen  worden,  sei  es,  weil  die  berechtigte  Person
 nach  der  Geburt  erwerbstätig  gewesen  ist  und  das  Elterngeld
 daher  nach  Absatz  3  berechnet  worden  ist,  sei  es  aus  einem
 anderen  Grund,  so  ist  nach  Satz  3  auf  das  Elterngeld  abzu-
 stellen,  das  für  das  vor  der  Geburt  berücksichtigte  Einkom-
 men  maximal  hätte  bezogen  werden  können.  Eine  Minde-
 rung  durch  eine  Teilzeitarbeit  nach  der  Geburt  oder  eine
 Erhöhung  durch  die  zusätzlichen  Beträge  im  Fall  einer
 Mehrlingsgeburt bleibt auch hier außer Betracht.

 Satz  4  stellt  sicher,  dass  Eltern,  die  nach  dem  1.  Januar  2007
 zweite  oder  weitere  Kinder  bekommen,  nicht  schlechter
 behandelt  werden  als  Eltern,  deren  älteres  Kind  oder  deren
 ältere  Kinder  vor  dem  Stichtag  des  1.  Januar  2007  geboren
 wurden.

 Zu Absatz 5

 Nach  Absatz  5  wird  Elterngeld  mindestens  in  Höhe  von
 300  Euro  gezahlt.  Dies  betrifft  vor  der  Geburt  des  Kindes
 nicht  erwerbstätige  Berechtigte,  die  sich  vorrangig  um  die
 Betreuung  des  Kindes  kümmern,  für  die  sich  nach  den  Ab-
 sätzen  1  bis  3  jedoch  kein  Elterngeld  ergibt.  Es  gilt  außerdem
 für  vor  der  Geburt  des  Kindes  erwerbstätige  Berechtigte,  bei
 denen  sich  wegen  ihres  geringen  Einkommens  nach  den
 Absätzen  1  bis  3  ein  geringeres  Elterngeld  ergibt,  und  für
 Personen,  die  vor  der  Geburt  keine  volle  Erwerbstätigkeit
 ausgeübt  haben  und  deren  Einkommen  sich  nicht  vermindert
 hat.  Auch  das  in  den  weiteren  Monaten  im  Sinne  von  §  4
 Abs.  3  Satz  3  (Partnermonaten)  zustehende  Elterngeld  wird
 auf  den  Mindestbetrag  von  300  Euro  angehoben,  wenn  die
 berechtigte  Person  vor  der  Geburt  des  Kindes  zwar  erwerbs-
 tätig  war,  das  erzielte  Einkommen  aber  so  gering  war,  dass
 sich  nach  den  Absätzen  1  bis  3  ein  geringeres  Elterngeld  er-
 gibt.  Ein  Elterngeld  nach  den  Absätzen  1  bis  3  wird  neben
 dem Mindestbetrag von 300 Euro nicht zusätzlich gezahlt.

 Zu Absatz 6

 Absatz  6  berücksichtigt  die  bei  Mehrlingsgeburten  bestehen-
 de besondere Belastung der Eltern.

 Zu Absatz 7

 Absatz  7  regelt  die  Berechnung  des  zu  berücksichtigenden
 Erwerbseinkommens.  Es  soll  das  Einkommen  berücksichtigt
 werden,  das  der  anspruchsberechtigten  Person  zuletzt  tat-
 sächlich  monatlich  zur  Verfügung  stand  und  das  nun  wegen
 der  Unterbrechung  oder  Einschränkung  der  Erwerbstätigkeit
 nicht  mehr  zur  Verfügung  steht.  Gleichzeitig  soll  im  Interes-
 se  einer  stärkeren  Zusammenführung  der  vorhandenen  Re-
 gelungen  des  Sozialrechts  auf  die  Schaffung  eines  neuen
 Einkommensbegriffs  verzichtet  werden.  Mit  dem  Einkom-
 mensbegriff  des  SGB  II  steht  ein  geeigneter  Nettoeinkom-
 mensbegriff  zur  Verfügung.  Dieser  wird  so  weit  wie  möglich
 übernommen.  Über  die  Bezugnahme  auf  die  Arbeitslosen-
 geld-II-/Sozialgeld-Verordnung  kann  bis  zum  Erlass  einer
 auf  die  besonderen  Bedingungen  des  Elterngeldes  abge-
 stimmten  eigenen  Rechtsverordnung  nach  §  12  Abs.  3  auf
 vorhandene  und  in  der  Praxis  erprobte  Regeln  zur  Einkom-
 mensermittlung zurückgegriffen werden.

 Nach  dem  Zweck  des  Elterngeldes  sind  nur  Einnahmen  der
 Berechtigten  aus  Erwerbstätigkeit  zu  berücksichtigen.  Ein-
 malige  Einnahmen  (zum  Beispiel  Weihnachtsgeld,  Urlaubs-
 geld,  Prämien,  Erfolgsbeteiligungen)  werden  weder  vor  der
 Geburt  noch  bei  Erwerbstätigkeit  während  des  Bezugszeit-
 raums  des  Elterngeldes  berücksichtigt,  denn  sie  prägen  die
 für  das  Elterngeld  als  monatlicher  Leistung  maßgeblichen
 Verhältnisse  im  Bezugsmonat  nicht  mit  der  gleichen  Nach-
 haltigkeit.  Bei  den  Berechtigten,  die  in  der  Zeit,  in  der  sie
 Elterngeld  beziehen,  in  Teilzeit  beschäftigt  sind,  wäre  es
 darüber  hinaus  vom  Zufall  abhängig,  ob  ihre  Erwerbs-
 einkommen  nach  der  Geburt  auch  eine  einmalige  Einnahme
 erhalten.

 Beträge  nach  §  11  Abs.  2  des  Zweiten  Buches  Sozialge-
 setzbuch  sind  nur  dann  abzusetzen,  wenn  sie  Belastungen
 erfassen,  die  im  Bezugszeitraum  bei  unterbrochener  Er-
 werbstätigkeit  nicht  anfallen  oder  bei  eingeschränkter  Er-
 werbstätigkeit  entsprechend  reduziert  sind.  Dabei  ist  im
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Hinblick  auf  die  große  Zahl  möglicher  Einzelfallkonstella-
 tionen  eine  typisierende  Betrachtung  geboten.  Abzusetzen
 sind  danach  die  gesetzlichen  Abzüge  und  die  mit  der  Erzie-
 lung  des  Einkommens  verbundenen  notwendigen  Ausgaben,
 soweit  sie  auf  das  für  das  Elterngeld  zu  berücksichtigende
 Einkommen  aus  Erwerbstätigkeit  entfallen.  Nicht  abzuset-
 zen  sind  Beiträge  für  Versicherungen  und  Altersvorsorge,
 die  bei  nicht  sozialversicherungspflichtigen  Personen  oder
 neben  der  Sozialversicherung  erforderlich  oder  angemessen
 sind.  Diese  Beiträge  entfallen  nicht  allein  deshalb,  weil  kein
 Erwerbseinkommen  mehr  erzielt  wird.  Dies  betrifft  zum
 Beispiel  Beiträge  zur  privaten  Krankenversicherung.  Nicht
 abzusetzen  ist  auch  der  Erwerbstätigenfreibetrag.  Er  ist  in
 erster  Linie  als  Anreiz  zur  Aufnahme  oder  Ausweitung  eige-
 ner  Erwerbstätigkeit  gedacht.  Der  Abzug  dieses  Freibetrags
 bei  der  Berechnung  des  für  das  Elterngeld  zu  berücksich-
 tigenden  Erwerbseinkommens  würde  zu  einer  nicht  sach-
 gerechten Minderung des Elterngeldes führen.

 Zu §  3

 Die  Vorschrift  regelt  die  Anrechnung  von  anderen  Leistun-
 gen im Elterngeldbezug.

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  betrifft  das  Verhältnis  von  Elterngeld  und  Mutter-
 schaftsleistungen.  Arbeitnehmerinnen  werden  in  der  Mutter-
 schutzfrist  ab  dem  Tag  der  Entbindung  dadurch  besonders
 geschützt,  dass  sie  für  die  Zeit  des  Beschäftigungsverbots
 einen  Anspruch  auf  Mutterschaftsgeld  und  einen  Zuschuss
 dazu  haben,  der  ihnen  im  Regelfall  das  ausfallende  Nettoein-
 kommen  während  dieser  Zeit  in  voller  Höhe  ersetzt.  Das
 Gleiche  gilt  für  die  Fälle  des  Satzes  2,  etwa  die  uneinge-
 schränkte  Zahlung  der  Dienst-  oder  Anwärterbezüge.  Diese
 Leistungen  und  das  Elterngeld  dienen  insoweit  dem  gleichen
 Zweck,  als  sie  für  den  gleichen  Leistungszeitraum  aus  dem-
 selben  Anlass,  nämlich  der  Geburt  des  Kindes,  dieselben
 Einkommenseinbußen  ganz  oder  teilweise  ersetzen  oder  aus-
 gleichen.  Sie  können  deshalb  nicht  nebeneinander  gewährt
 werden.  Der  Zweck  des  Elterngeldes,  Eltern  individuell  bei
 der  Sicherung  ihrer  Lebensgrundlage  zu  unterstützen,  wenn
 sie  nach  einer  Geburt  die  Betreuung  ihres  Kindes  überneh-
 men,  ist  im  Falle  gezahlter  Mutterschaftsleistungen  bereits
 erfüllt.

 Die  in  den  Sätzen  1  und  2  genannten  Leistungen  sind  für  den
 beschränkten  Zeitraum  und  den  eingeschränkten  Berechtig-
 tenkreis  auch  wegen  des  grundsätzlich  weitergehenden  Um-
 fangs  als  vorrangige  Leistung  gegenüber  dem  Elterngeld  an-
 zusehen  und  deshalb  auf  das  Elterngeld  anzurechnen.  Soweit
 die  Leistungen  nach  den  Sätzen  1  und  2  nur  für  einen  Teil  des
 Lebensmonats  des  Kindes  zustehen,  verdrängen  sie  das
 Elterngeld  auch  nur  in  dem  entsprechenden  Umfang.  Wird
 also  beispielsweise  Elterngeld  für  einen  Monat  mit  30  Tagen
 beansprucht  und  werden  in  diesem  Zeitraum  Mutterschafts-
 leistungen  nach  den  Sätzen  1  oder  2  für  sieben  Tage  bezogen,
 wird  der  Monatsbetrag  des  Elterngeldes  um  sieben  Dreißigs-
 tel gekürzt.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  betrifft  das  Verhältnis  von  Elterngeld  und  Ent-
 geltersatzleistungen,  die  nicht  im  Zusammenhang  mit  der
 Geburt  eines  Kindes  stehen.  Wenn  eine  berechtigte  Person

 vor  der  Geburt  des  Kindes  Erwerbseinkommen  bezogen  hat
 und  nach  der  Geburt  des  Kindes  davon  unabhängig  Leistun-
 gen  erhält,  die  dem  Ausgleich  des  wegfallenden  Einkom-
 mens  dienen,  ist  grundsätzlich  davon  auszugehen,  dass  be-
 reits  eine  Hilfe  zur  Sicherung  der  Lebensgrundlage  vorliegt,
 die  deshalb  auch  anzurechnen  ist.  Bezieht  etwa  die  berech-
 tigte  Person  Arbeitslosengeld,  weil  sie  bereit  ist,  die  Er-
 werbstätigkeit  in  vollem  Umfang  wieder  aufzunehmen,  so-
 bald  ihr  eine  Beschäftigung  vermittelt  wird,  ist  grundsätzlich
 daneben  nicht  auch  Elterngeld  in  voller  Höhe  wegen  dessel-
 ben  ausfallenden  Erwerbseinkommens  zu  zahlen.  Dasselbe
 gilt  für  den  Fall  des  Bezugs  von  Krankengeld  während  eines
 fortbestehenden  Beschäftigungsverhältnisses  oder  etwa
 beim  Bezug  einer  Rente.  Um  aber  auch  diesen  Eltern,  die  ja
 ebenfalls  die  Betreuung  ihres  Kindes  übernehmen,  die  spezi-
 fische  Unterstützung  nach  der  Geburt  ihres  Kindes  zu
 gewähren,  wie  sie  das  Elterngeld  bezweckt,  wird  die  andere
 Leistung  nur  auf  den  300  Euro  übersteigenden  Teil  des
 Elterngeldes  angerechnet,  zumal  das  Elterngeld  beim  Bezug
 von  anderen  Sozialleistungen,  insbesondere  von  der  nach-
 rangigen  Leistung  Arbeitslosengeld  II,  nach  §  10  bis  zu
 einem  Betrag  von  300  Euro  ebenfalls  nicht  angerechnet
 wird.  Entsprechend  wird  auch  bei  Mehrlingsgeburten  der
 anrechnungsfreie  Betrag  der  anderen  Leistung  mit  der  Zahl
 der  geborenen  Kinder  vervielfacht,  weil  der  nach  §  2  Abs.  6
 für  Mehrlingsgeburten  vorgesehene  Erhöhungsbetrag  des
 Elterngeldes  nach  §  10  anrechnungsfrei  bleibt.  Bei  einem
 Berechtigten,  der  vor  der  Geburt  von  Drillingen  erwerbstätig
 war  und  während  des  Bezugs  von  Elterngeld  Rente  bezieht,
 wird  diese  Rente  auf  das  Elterngeld  angerechnet,  soweit  sie
 900  Euro  übersteigt;  ihm  werden  so  neben  der  Rente  mindes-
 tens 900 Euro Elterngeld gezahlt.

 Soweit  der  Betrag  der  anderen  Leistung  geringer  ist  als  das
 Elterngeld,  wird  Elterngeld  in  Höhe  des  Unterschiedsbetrags
 gezahlt.  Wie  beim  Mutterschaftsgeld  werden  auch  in  diesen
 Fällen  nur  Leistungen,  die  für  denselben  Zeitraum  zustehen,
 angerechnet.  Hat  zum  Beispiel  eine  berechtigte  Person  in
 dem  für  die  Ermittlung  des  Einkommens  vor  der  Geburt
 maßgeblichen  Zeitraum  in  den  ersten  sechs  Monaten  Er-
 werbseinkommen  bezogen  und  in  den  letzten  sechs  Monaten
 vor  der  Geburt  des  Kindes  bereits  eine  Rente  bezogen,  wird
 allein  das  in  diesem  Zeitraum  erzielte  Erwerbseinkommen
 zur  Einkommensermittlung  herangezogen.  Auf  das  so  er-
 rechnete  Elterngeld  wird  nach  Absatz  2  nur  die  Hälfte  der
 Rente  angerechnet,  weil  diese  nur  insoweit  das  Erwerbsein-
 kommen ersetzt.

 Zu Absatz 3

 Absatz  3  stellt  sicher,  dass  es  in  Fällen  ausländischen  Leis-
 tungsbezugs  nicht  zu  Doppelzahlungen  kommt.  Werden  im
 Ausland  dem  Elterngeld  vergleichbare  Leistungen  bezogen,
 werden  sie  ebenso  wie  die  Leistungen  nach  §  3  Abs.  1  auf
 das  Elterngeld  angerechnet,  so  dass  Unterschiedsbeträge  zur
 Feststellung,  ob  ein  Anspruch  auf  eine  höhere  Leistung  nach
 diesem  Gesetz  besteht,  zu  errechnen  und  gegebenenfalls  zu
 zahlen  sind.  Dies  gilt  nur,  soweit  keine  vorrangigen  Kolli-
 sionsnormen  anzuwenden  sind;  zu  nennen  sind  insbesondere
 die  Verordnung  (EWG)  Nr.  1408/71  und  die  Verordnung
 (EWG) Nr.  574/72.

 Der  Anspruch  auf  Elterngeld  ruht  nach  Satz  3  auch,  wenn  ein
 konstitutiver  Antrag  auf  die  ausländische  Leistung  nicht  ge-
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stellt  wurde;  damit  wird  sichergestellt,  dass  Berechtigte  zu-
 nächst  die  vergleichbare  ausländische  Leistung  in  Anspruch
 nehmen.

 Zu §  4

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  Satz  1  stellt  zunächst  klar,  dass  Elterngeld  nur  im
 Laufe  der  ersten  14  Lebensmonate  des  Kindes  bezogen  wer-
 den  kann.  Damit  knüpft  das  Elterngeld  an  den  besonderen
 Betreuungsbedarf  des  neugeborenen  Kindes  an.  Etwas  ande-
 res  gilt  nach  Satz  2  in  Fällen  einer  späteren  Aufnahme  des
 Kindes  in  den  Haushalt  (§  1  Abs.  3  Nr.  1).  Hier  soll  Eltern-
 geld  ab  Beginn  der  Aufnahme  bezahlt  werden,  um  auch  die-
 sen  Familien  den  Beginn  des  Zusammenlebens  zu  erleich-
 tern,  der  regelmäßig  mit  besonderen  Anforderungen  an  die
 fürsorglichen  Leistungen  der  Eltern  verbunden  ist.  Unter
 diesem  Gesichtspunkt  erscheint  die  Begrenzung  auf  die  Zeit
 bis  zur  Vollendung  des  achten  Lebensjahres  des  Kindes  an-
 gemessen.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  Satz  1  weist  das  Elterngeld  als  monatliche  Leistung
 aus, die für Lebensmonate des Kindes gezahlt wird.

 Satz  2  beschränkt  den  Leistungsumfang  für  beide  Eltern
 grundsätzlich  auf  zusammen  zwölf  Monatsbeträge.  In  die-
 sem  Umfang  besteht  Anspruch  auf  Elterngeld,  wenn  (min-
 destens)  ein  Elternteil  in  dieser  Zeit  keine  oder  keine  volle
 Erwerbstätigkeit  ausübt,  und  zwar  unabhängig  davon,  ob
 und  in  welchem  Umfang  er  vor  der  Geburt  eine  Erwerbstä-
 tigkeit  ausgeübt  hat.  Anspruch  auf  zwei  weitere  Monatsbe-
 träge  als  Partnermonate  besteht  nach  Satz  3  nur  dann,  wenn
 für  zwei  Monate  eine  vor  der  Geburt  des  Kindes  ausgeübte
 Erwerbstätigkeit  unterbrochen  oder  eingeschränkt  wird  und
 sich  ein  Anspruch  nach  §  2  Abs.  1  bis  3  auf  Ersatz  des  da-
 durch  weggefallenen  Erwerbseinkommens  ergibt.  Es  kommt
 dabei  nicht  darauf  an,  welcher  Elternteil  wann  und  in  wel-
 chem  Umfang  innerhalb  des  möglichen  Leistungszeitraums
 von  14  Monaten  diese  Bedingung  erfüllt,  sondern  nur  darauf,
 dass  sie  erfüllt  wird.  Ist  zum  Beispiel  nur  ein  Elternteil  vor
 der  Geburt  erwerbstätig  gewesen,  kann  nur  dann  insgesamt
 für  14  Monate  Elterngeld  bezogen  werden,  wenn  dieser
 Elternteil  mindestens  zwei  Monate  lang  seine  Erwerbstätig-
 keit  einschränkt.  Es  liegt  aber  bei  ihm,  wann  innerhalb  der
 ersten  14  Lebensmonate  des  Kindes  und  in  welchem  Um-
 fang  er  dies  tut,  wenn  die  verbleibende  wöchentliche  Ar-
 beitszeit 30 Stunden nicht überschreitet.

 Satz  4  stellt  klar,  dass  die  Eltern  die  zwölf  oder  14  Monats-
 beträge,  auf  die  sie  Anspruch  haben,  nach  Aufteilung  unter-
 einander  nicht  nur  nacheinander,  sondern  auch  gleichzeitig
 nehmen  können.  Zeiten  gleichzeitiger  Inanspruchnahme  von
 Elterngeld  führen  dabei  zu  einem  doppelten  Verbrauch  von
 Monatsbeträgen  und  zu  einer  entsprechenden  Verkürzung
 des  Bezugszeitraums.  Die  Regelungen  zum  Anspruch  auf
 Elternzeit bleiben dabei unberührt.

 Zu Absatz 3

 Ein  Elternteil  kann  nach  Absatz  3  längstens  für  zwölf  Mona-
 te  Elterngeld  beziehen.  Das  heißt,  dass  von  den  14  Monaten
 Elterngeldanspruch,  die  beiden  Eltern  gemeinsam  zustehen,
 zwei  dem  anderen  Elternteil  vorbehalten  sind  (Partnermona-

 te).  Damit  wird  erreicht,  dass  jede  anspruchsberechtigte  Per-
 son  nur  für  einen  auf  zwölf  Monate  begrenzten  Zeitraum  das
 Elterngeld  erhält.  Insoweit  ergibt  sich  eine  Anreizwirkung,
 sich  bis  zu  diesem  Zeitpunkt  um  die  Aufnahme  einer  Er-
 werbstätigkeit  für  eine  eigenständige  Sicherung  der  Lebens-
 grundlage  zu  bemühen.  Zugleich  erleichtert  diese  Regelung
 eine  partnerschaftliche  Teilung  von  Erwerbs-  und  Familien-
 arbeit.  Denn  sie  schafft  einen  Anreiz,  nicht  allein  einem
 Elternteil  die  Erwerbsarbeit  und  dem  anderen  Teil  die  Be-
 treuungsarbeit zu übertragen.

 Im  Zusammenhang  mit  der  Ausgestaltung  des  Elterngeldes
 als  Einkommensersatzleistung  ergibt  sich  so  die  realistische
 Möglichkeit,  auch  zeitweilig  auf  das  höhere  Einkommen  zu
 verzichten.  Hierin  liegt  im  Ergebnis  keine  Beeinträchtigung
 der  Entscheidungsfreiheit  über  die  Gestaltung  von  Ehe  und
 Familie,  sondern  vielmehr  werden  die  Voraussetzungen  für
 eine  echte  Wahlfreiheit  erst  geschaffen.  Ziel  der  Regelung  ist
 es,  die  einseitige  Zuweisung  der  Betreuungsarbeit  an  die
 Frauen  mit  den  diskriminierenden  Folgen  auf  dem  Arbeits-
 markt  aufzubrechen.  Damit  entspricht  sie  dem  Auftrag  zur
 Förderung  der  Gleichberechtigung  aus  Artikel  3  Abs.  2
 Satz  2  GG.  Im  Hinblick  auf  den  überschaubaren  Zeitraum
 von  zwei  Monaten,  der  dem  anderen  Elternteil  vorbehalten
 wird,  ist  die  Regelung  jedenfalls  verhältnismäßig,  zumal  der
 Anspruch  des  betreuenden  Elternteils  auf  Elternzeit  unbe-
 rührt bleibt.

 Satz  2  stellt  klar,  dass  Lebensmonate  des  Kindes,  für  die
 Mutterschaftsleistungen  nach  §  3  Abs.  1  oder  dem  Eltern-
 geld  vergleichbare  Leistungen  nach  §  3  Abs.  3  bezogen  wer-
 den,  auch  auf  den  Bezugszeitraum  des  Elterngeldes  anzu-
 rechnen  sind;  die  betreffenden  Monate  gelten  als  von  der  für
 die  betreffende  Leistung  anspruchsberechtigten  Person  ver-
 braucht.

 Nach  Satz  3  kann  Elterngeld  ausnahmsweise  von  einer  vor
 der  Geburt  des  Kindes  erwerbstätigen  Person,  die  ihre  Er-
 werbstätigkeit  während  des  Bezugs  des  Elterngeldes  einge-
 schränkt  hat,  für  die  gesamten  14  Monate  bezogen  werden.
 Dies  gilt  zunächst,  wenn  die  Betreuung  durch  den  anderen
 Elternteil  unmöglich  ist,  der  andere  Elternteil  die  Betreuung
 also  tatsächlich  gar  nicht  überwiegend  übernehmen  kann,
 etwa  wegen  schwerer  Krankheit,  Schwerbehinderung  oder
 Tod,  aber  auch  zum  Beispiel  im  Falle  der  Verbüßung  einer
 Freiheitsstrafe  durch  den  anderen  Elternteil.  Eine  Unmög-
 lichkeit  im  Sinne  dieser  Vorschrift  liegt  nicht  schon  dann  vor,
 wenn  ein  Elternteil  ausnahmsweise  keinen  Anspruch  auf
 Elternzeit  hat,  mit  der  Inanspruchnahme  von  Elternzeit  sei-
 nen  Arbeitsplatz  gefährdet  oder  eine  berufliche  Auszeit
 sonst  aus  wirtschaftlichen  Gründen  nicht  in  Betracht  gezo-
 gen  wird.  Zur  Feststellung  der  Unmöglichkeit  aus  medizini-
 schen  Gründen  kann  auf  die  Vorlage  eines  ärztlichen  Attests
 zurückgegriffen  werden.  Auch  bei  einer  mit  einem  Betreu-
 ungswechsel  verbundenen  Gefährdung  des  Kindeswohls
 kann  der  betreuende  Elternteil  die  gesamten  14  Monate  in
 Anspruch nehmen.

 Das  Gleiche  gilt  nach  Satz  4,  wenn  nach  Nummer  1  dem  be-
 treuenden  Elternteil  die  elterliche  Sorge  oder  zumindest  das
 Aufenthaltsbestimmungsrecht  allein  zusteht  oder  er  eine
 einstweilige  Anordnung  erwirkt  hat,  mit  der  ihm  die  elterli-
 che  Sorge  oder  zumindest  das  Aufenthaltsbestimmungsrecht
 für  das  Kind  vorläufig  übertragen  worden  ist.  Mit  der  An-
 knüpfung  an  das  Aufenthaltsbestimmungsrecht  wird  dem
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Umstand  Rechnung  getragen,  dass  §  1671  BGB  auch  eine
 teilweise  Übertragung  der  elterlichen  Sorge  ermöglicht.
 Auch  wenn  ein  Elternteil  vom  Familiengericht  nicht  die
 elterliche  Sorge  insgesamt,  sondern  nur  das  Aufenthalts-
 bestimmungsrecht  übertragen  bekommen  hat,  bestimmt  er
 über  die  das  Kind  betreuende  Person.  Das  Familiengericht
 hat  den  Aufenthalt  bei  ihm  als  die  dem  Kindeswohl  am  bes-
 ten  entsprechende  Lösung  erachtet  (§  1671  Abs.  2  Nr.  2
 BGB)  und  er  braucht  einen  Wechsel  des  Kindes  in  die  Woh-
 nung  des  anderen  Elternteils  nicht  zu  akzeptieren.  Durch  die
 Anknüpfung  an  eine  einstweilige  Anordnung  durch  das
 Familiengericht  und  damit  an  eine  vorläufige  Prüfung  der
 Voraussetzungen  zur  Übertragung  der  elterlichen  Sorge  ins-
 gesamt  oder  zumindest  des  Aufenthaltsbestimmungsrechts
 werden  Missbrauchsmöglichkeiten  eingeschränkt.  Zusätz-
 lich  müssen  nach  Nummer  2  die  Bedingungen  nach  Ab-
 satz  2  Satz  3  erfüllt  sein  mit  der  Folge,  dass  Alleinerziehende
 14  Monatsbeträge  nur  erhalten  können,  wenn  sie  vor  der  Ge-
 burt  erwerbstätig  waren,  diese  Erwerbstätigkeit  während  des
 Bezugs  des  Elterngeldes  unterbrechen  oder  einschränken
 und  sich  deshalb  ein  Anspruch  auf  Elterngeld  nach  §  2
 Abs.  1  bis  3  ergibt.  Durch  das  Anknüpfen  an  getrennte  Woh-
 nungen  in  Nummer  3  und  nicht  nur  an  getrennte  Haushalte,
 die  auch  in  einer  Wohnung  geführt  werden  können,  wird
 klargestellt,  dass  die  räumliche  Trennung  der  Elternhaus-
 halte  maßgeblich  ist.  Damit  werden  Nachteile  für  Familien
 vermieden,  in  denen  ein  enger  Zusammenhalt  zwischen  den
 Eltern  offensichtlich  nicht  mehr  besteht.  Der  Inanspruchnah-
 me  auch  der  Partnermonate  steht  nicht  entgegen,  wenn  zum
 Beispiel  eine  Mutter  mit  einem  neuen  Lebensgefährten,  der
 nicht Vater des Kindes ist, in einer Wohnung lebt.

 Sinn  und  Zweck  der  Regelung  zu  den  Partnermonaten  ist  es,
 die  partnerschaftliche  Aufteilung  von  Erwerbs-  und  Fami-
 lienarbeit  zu  erleichtern.  Dieser  Zweck  kann  nur  erreicht
 werden, wenn den bisherigen wirtschaftlichen, persönlichen
 und  rechtlichen  Argumenten  für  eine  stärkere  Rollenteilung
 eine  klare  Regelung  an  die  Seite  gestellt  wird,  die  den  Argu-
 menten  für  eine  partnerschaftliche  Aufteilung  mehr  Gewicht
 verleiht.  So  kann  zum  Beispiel  nicht  mit  den  Begründungen,
 dass  der  andere  Elternteil  aus  wirtschaftlichen  Gründen  sei-
 ne  Erwerbstätigkeit  nicht  unterbrechen  kann,  dass  der  eine
 Elternteil  eine  Erwerbstätigkeit  nicht  aufnehmen  kann  oder
 die  Betreuungsperson  nach  dem  Willen  der  Eltern  in  den  ers-
 ten  14  Lebensmonaten  des  Kindes  nicht  wechseln  soll,  eine
 Ausnahme  erreicht  werden.  Auch  der  Hinweis  auf  das  allei-
 nige  Sorgerecht  genügt  nicht;  wenn  die  Berechtigten  ge-
 meinsam  mit  dem  Kind  in  einer  Wohnung  leben,  muss  sich
 auch  der  sorgeberechtigte  Elternteil  daran  festhalten  lassen;
 es  besteht  in  diesen  Fällen  nicht  das  besondere  Unterstüt-
 zungsbedürfnis  für  den  Elternteil,  der  mit  dem  Kind  auf  sich
 gestellt  ist.  Für  die  Fälle,  in  denen  die  unverheirateten  Eltern
 wollen,  dass  eine  Person  die  gesamten  14  Monate  in  An-
 spruch  nimmt,  ergäbe  sich  außerdem  eine  unter  dem  Ge-
 sichtspunkt  des  Schutzes  der  Ehe  nach  Artikel  6  Abs.  1  GG
 problematische  Bevorzugung  von  unverheirateten  Eltern-
 paaren.

 Zu Absatz 4

 Absatz  4  vermeidet  Rückforderungen  der  Leistung  durch  die
 Verwaltung,  wenn  im  Laufe  des  Monats  eine  Anspruchsvor-
 aussetzung wegfällt.

 Zu Absatz 5

 Absatz  5  Satz  1  regelt,  dass  die  Vorschrift  nicht  nur  für
 Elternteile,  sondern  auch  für  Berechtigte  nach  §  1  Abs.  3
 und  4  gilt.  Darüber  hinaus  stellt  Satz  2  sicher,  dass  das
 Gesetz  nicht  mit  dem  Familienrecht  in  Widerspruch  gerät.
 Während  der  Kreis  der  Anspruchsberechtigten  für  das
 Elterngeld  in  §  1  bewusst  weit  gefasst  ist,  um  zu  berücksich-
 tigen,  dass  die  tatsächliche  Übernahme  der  Betreuungsarbeit
 und  die  rechtliche  Elternverantwortung  nicht  immer  über-
 einstimmen,  muss  zugleich  den  familienrechtlichen  Rege-
 lungen  zum  Sorgerecht  Rechnung  getragen  werden.  Wenn
 ein  Elternteil  das  alleinige  Sorgerecht  hat,  kann  eine  andere
 berechtigte  Person  nur  mit  seiner  Zustimmung  Elterngeld
 beziehen.
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 Zu §  6

 Das  Elterngeld  soll  nach  Satz  1  zur  Verwaltungsvereinfa-
 chung  im  Laufe  des  Lebensmonats  des  Kindes  gezahlt  wer-
 den,  für  den  es  bestimmt  ist.  Eine  Zahlung  des  Elterngeldes
 jeweils  zu  Beginn  des  Lebensmonats  würde  für  die  Verwal-
 tung  wegen  des  unterschiedlichen  Laufs  des  Lebensmonats
 in den Einzelfällen eine Erschwernis bedeuten.

 Die  Berechtigten  haben  nach  Satz  2  die  Möglichkeit,  den
 Auszahlungszeitraum  zu  verlängern.  Damit  wird  es  ihnen
 ermöglicht,  einen  bis  zu  28  Monate  langen  Ausgleich  zumin-
 dest  von  Teilen  ihrer  Einkommenseinschränkungen  zu
 erhalten.  Aus  Gründen  der  Gleichbehandlung  muss  die  Ver-
 doppelung  des  Auszahlungszeitraums  zur  Halbierung  des
 pro  Monat  zustehenden  Betrags  führen.  Monate,  für  die
 wegen  der  Anrechnung  anderer  Leistungen  nach  §  3  kein
 Elterngeld  gezahlt  wird,  können  nicht  zu  einer  Verlängerung
 des Auszahlungszeitraums führen.
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 Zu §  12

 Zu Absatz 1

 Nach  Absatz  1  soll  das  Bundeselterngeld-  und  Elternzeitge-
 setz  von  den  Ländern  im  Bundesauftrag  entsprechend  Arti-
 kel  85  GG  durchgeführt  werden.  Die  zuständigen  Stellen
 werden  von  den  Landesregierungen  bestimmt.  Außerdem
 obliegt  den  für  das  Bundeselterngeld-  und  Elternzeitgesetz
 zuständigen  Stellen  die  Beratung  zur  Elternzeit.  Satz  3  regelt
 die Zuständigkeit für die Fälle des §  1 Abs.  2.

 Absatz  2  regelt  die  Aufbringung  der  Mittel  durch  den  Bund.

 Zu Absatz 2

 Für  den  Vollzug  des  Elterngeldes  ist  die  Ermittlung  des  nach
 §  2  Abs.  7  zu  berücksichtigenden  Einkommens  von  erhebli-
 cher  Bedeutung.  Zwar  stehen  mit  der  Arbeitslosengeld-II-/
 Sozialgeld-Verordnung  grundsätzlich  geeignete  und  in  der
 Praxis  erprobte  Regeln  zur  Einkommensermittlung  zur  Ver-
 fügung.  Jedoch  kann  mit  einer  auf  die  besonderen  Bedingun-
 gen  des  Elterngeldes  abgestimmten  Rechtsverordnung  eine
 weitere  Verbesserung  und  Erleichterung  des  Verwaltungs-
 vollzugs erreicht werden.

 Zu Absatz 3

 Um  schnell  und  flexibel  auf  die  Bedürfnisse  der  Praxis  rea-
 gieren  zu  können,  wird  das  Bundesministerium  für  Familie,
 Senioren,  Frauen  und  Jugend  durch  Absatz  3  ermächtigt,  im
 Benehmen  mit  dem  Bundesministerium  der  Finanzen  die
 Einzelheiten  der  Berechnung  und  der  vom  Einkommen  ab-
 zusetzenden Pauschbeträge selbst zu regeln.
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 Zu §  22

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  regelt  die  Datenerhebung  zum  Elterngeld  im  Rah-
 men einer Bundesstatistik.

 Alle  grundsätzlichen  Fragen  zum  Elterngeld  und  seiner  Wei-
 terentwicklung  im  Hinblick  auf  die  Ziele  des  Gesetzgebers
 lassen  sich  nur  auf  einer  fundierten  statistischen  Grundlage
 beantworten.  Die  Statistik  ist  für  die  Familienpolitik  des
 Bundes  wichtig,  ergänzend  aber  auch  für  die  Länder,  um
 mögliche,  ggf.  ergänzende,  eigene  Vorhaben  zur  Förderung
 junger Familien beurteilen zu können.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  regelt  den  Katalog  der  Erhebungsmerkmale.  Die
 Merkmale  sind  so  gewählt,  dass  die  einzelnen  Voraussetzun-
 gen  für  den  Bezug  des  Elterngeldes  präzise  statistisch  abge-
 bildet  werden  können.  Nur  eine  genaue  Erhebung  der  im  Zu-
 sammenhang  mit  der  Leistung  relevanten  Tatsachen  stellt
 eine  verlässliche  Grundlage  für  die  Planungsdaten  dar,  um
 eine  zielgenaue  Weiterentwicklung  des  Elterngeldes  sicher-
 zustellen.  Wichtig  ist  zunächst  etwa  die  Erfassung  aller  An-
 träge,  um  über  das  Verhältnis  von  Bewilligungen  und  Ableh-

 nungen  Daten  zu  erhalten.  Um  bereits  zeitnah  nach  der
 Einführung  dieser  neuen  familienpolitischen  Leistung  Infor-
 mationen  über  die  Inanspruchnahme  von  Elterngeld  zu  er-
 halten,  werden  im  Jahr  2007  die  Angaben  vierteljährlich  zu
 den  gestellten  Anträgen  erhoben.  Neben  der  Höhe  des  bewil-
 ligten  Betrags  sind  zum  Beispiel  die  jeweiligen  Grundlagen
 für  den  Bezug  der  Leistung,  die  Inanspruchnahme  der  Ver-
 längerungsmöglichkeit,  die  Zuordnung  zum  Berechtigten-
 kreis  sowie  die  Inanspruchnahme  und  Anzahl  der  Partner-
 monate  von  Interesse,  um  entsprechende  Erkenntnisse
 daraus ableiten zu können.

 Die  statistische  Gesamtsicht  zu  den  Auswirkungen  des  Ge-
 setzes  für  jährlich  rund  660  000  Geburten  ist  zwingend  not-
 wendig.  Die  Bundesmittel  zum  Elterngeld  betragen  jährlich
 rund  4  Mrd.  Euro.  Alle  grundsätzlichen  Fragen  zum  Eltern-
 geld  und  seiner  Weiterentwicklung,  zu  seinen  gesellschaft-
 lichen  Auswirkungen  und  zu  den  Zielen  des  Gesetzgebers
 lassen  sich  nur  auf  einer  fundierten  statistischen  Grundlage
 beantworten.  Aus  diesem  Grunde  kann  nicht  darauf  verzich-
 tet  werden,  im  ersten  Jahr  des  Gesetzes  eine  Antragsstatistik
 zu  fertigen  und  im  zweiten  Jahr  auf  eine  Statistik  abgeschlos-
 sener  Fälle  zu  wechseln.  Um  zuverlässige  Zahlen  über  die  In-
 anspruchnahme  von  Elterngeld  zu  erhalten  und  die  auskunft-
 gebenden  Stellen  der  Länder  so  geringfügig  wie  möglich  zu
 belasten,  werden  daher  ab  dem  Jahr  2008  vierteljährlich  die
 beendeten Fälle von Leistungsbezug zur Statistik gemeldet.

 Unverzichtbar  sind  Daten  über  die  familiäre  Situation  junger
 Eltern  (Lebensform,  Kinderzahl).  Nur  hiermit  lassen  sich
 unter  anderem  die  Inanspruchnahme  von  14  Monaten  Eltern-
 geld  sowie  die  Auswirkungen  der  Familiengröße  und
 -zusammensetzung  auf  die  Höhe  des  Elterngeldes  oder  die
 Dauer  seiner  Inanspruchnahme  ableiten.  Aus  der  amtlichen
 Statistik  über  die  Bevölkerung  und  den  Arbeitsmarkt  sowie
 die  Wohnsituation  der  Haushalte  (Mikrozensus)  ergeben  sich
 hierzu  keine  spezifizierten  Angaben.  Der  Umfang  der  sta-
 tistischen  Angaben  ist  auch  im  Hinblick  auf  die  in  §  25
 normierte  Berichtspflicht  der  Bundesregierung  gegenüber
 dem Deutschen Bundestag erforderlich.

 Daten  zur  Elternzeit  werden  dagegen  nicht  erhoben,  obwohl
 auch  diese  Daten  von  großem  Interesse  sind.  Eine  gesicherte
 Aussage  zur  Inanspruchnahme  von  Elternzeit  ist  nur  über  die
 Arbeitgeber  möglich.  Die  Elternzeitdaten,  die  im  Zusam-
 menhang  mit  dem  Elterngeld  erhoben  werden  könnten,  sind
 wegen  der  notwendig  außer  Betracht  bleibenden  Umstände
 –  etwa  der  über  den  Leistungszeitraum  hinausgehenden
 Elternzeit  oder  der  Elternzeit  des  anderen  Elternteils  –
 äußerst  lückenhaft  und  daher  in  ihrer  Aussagekraft  angreif-
 bar.  Insoweit  muss  die  Lücke  durch  in  bestimmten  Zeit-
 abständen  zu  erhebende  repräsentative  Umfragen  geschlos-
 sen werden.

 Zu §  23

 Zu Absatz 1

 Absatz  1  regelt  die  Auskunftspflicht  der  Elterngeldstellen
 gegenüber dem Statistischen Bundesamt.

 Zu Absatz 2

 Absatz  2  regelt  Form  und  Fristen  für  die  Lieferung  der  erho-
 benen  Angaben  der  auskunftspflichtigen  Elterngeldstellen
 an das Statistische Bundesamt.
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Zu §  24

 Die  Vorschrift  regelt  die  Verwendung  der  statistischen  Er-
 gebnisse  gegenüber  den  gesetzgebenden  Körperschaften  und
 für Zwecke der Planung.
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Begründung
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 A. Allgemeiner Teil

 1.  Problem und Lösung

 Das  Bundeselterngeld-  und  Elternzeitgesetz  (BEEG)  ist
 zum  1.  Januar  2007  in  Kraft  getreten.  Die  Wirksamkeit  der
 Neuregelung  ist  Gegenstand  einer  umfassenden  Evaluation.
 Die  Bundesregierung  legt  gemäß  §  25  BEEG  dem  Deut-
 schen  Bundestag  bis  zum  1.  Oktober  2008  einen  Bericht
 über  die  Auswirkungen  des  Gesetzes  sowie  über  die  gege-
 benenfalls  notwendige  Weiterentwicklung  seiner  Vorschrif-
 ten vor.

 Bereits  zum  jetzigen  Zeitpunkt  ist  als  Ergebnis  der  laufen-
 den  Beobachtung  des  Vollzugs  des  Gesetzes  in  einzelnen
 Punkten  erkennbar,  dass  zur  Stärkung  der  Wahlfreiheit  zwi-
 schen  den  verschiedenen  Lebensentwürfen  von  Familien
 mit  Kindern  und  zur  Verbesserung  der  Vereinbarkeit  von
 Familie  und  Beruf  eine  Weiterentwicklung  der  gesetzlichen
 Regelungen  notwendig  ist.  Dies  betrifft  insbesondere  die
 Angleichung  der  bislang  unterschiedlichen  Gestaltungs-
 möglichkeiten  für  Familien  mit  einem  oder  zwei  erwerbstä-
 tigen  Eltern,  die  Anpassung  des  Antrags  auf  Elterngeld  bei
 Änderung  der  beruflichen  oder  persönlichen  Situation  der
 Eltern  und  die  erleichterte  Unterstützung  von  Eltern  bei  der
 Betreuung  und  Erziehung  ihres  Kindes  durch  die  Groß-
 eltern,  wenn  zumindest  ein  Elternteil  minderjährig  ist  oder
 vor  Vollendung  des  18.  Lebensjahres  eine  Ausbildung  be-
 gonnen  hat  und  noch  maximal  zwei  Jahre  bis  zum  regulären
 Abschluss benötigt.

 2.  Gesetzgebungszuständigkeit

 Die  Gesetzgebungszuständigkeit  des  Bundes  folgt  aus  Arti-
 kel  74  Abs.  1  Nr.  7  und  12  GG  (öffentliche  Fürsorge  und
 Arbeitsrecht).  Die  Voraussetzungen  des  Artikels  72  Abs.  2
 GG  sind  für  die  Zuständigkeit  aus  Artikel  74  Abs.  1  Nr.  7
 GG  erfüllt.  Bundeseinheitliche  Regelungen  sind  zur  Wah-
 rung  der  Rechtseinheit  erforderlich.  Eine  Gesetzesvielfalt
 bei  der  Gewährung  von  Elterngeld  und  Elternzeit  würde  zu
 einer nicht hinnehmbaren Rechtszersplitterung führen.

 3.  Finanzielle Auswirkungen auf die öffentlichen
 Haushalte

 a)  Haushaltsausgaben ohne Vollzugsaufwand

 Die  Änderungen  verursachen  nur  geringfügige,  nicht  bezif-
 ferbare Mehrkosten.

 Das  gilt  auch  für  die  Erweiterung  des  Bemessungszeitraums
 für  Wehr-  und  Zivildienstleistende.  Diese  haben  vor  Dienst-
 antritt  regelmäßig  noch  kein  höheres  Erwerbseinkommen
 erzielt.  Bei  späteren  Wehrübungen  kommt  es  bereits  auf-
 grund  der  Kürze  der  Unterbrechung  durch  das  Ausklam-
 mern  der  betroffenen  Monate  nur  zu  einem  geringfügig
 höheren  Elterngeldanspruch.  Betroffen  sind  nur  Wehr-  und
 Zivildienstleistenden,  die  während  des  Dienstes  oder  inner-
 halb  von  zwölf  Monaten  nach  Dienstende  Vater  werden  und
 Elterngeld beantragen.

 b)  Vollzugsaufwand

 Eine  messbare  Veränderung  des  Vollzugsaufwands  ist  nicht
 zu erwarten.

 4.  Sonstige Kosten

 Eine  Kostenbelastung  der  Unternehmen  und  Betriebe  ist
 nicht  feststellbar.  Auswirkungen  auf  Einzelpreise  und  das
 Preisniveau,  insbesondere  Verbraucherpreisniveau,  sind
 nicht zu erwarten.

 5.  Bürokratiekosten

 Durch  die  Änderung  der  Regelung  zur  Arbeitgeberbeschei-
 nigung  über  Einkommen  und  Arbeitszeit  eines  Beschäftig-
 ten  findet  in  bestimmten  Fällen  ein  Wechsel  der  Auskunfts-
 berechtigung  statt.  An  die  Stelle  des  Arbeitnehmers  tritt  die
 Behörde.  Damit  wird  eine  Informationspflicht  für  die  Wirt-
 schaft  -  mit  nur  marginalen  Auswirkungen  auf  die  Bürokra-
 tiekosten  -  geändert.  Durch  die  Klarstellung  der  Auskunfts-
 pflicht  für  die  Angaben  zur  Statistik  bei  Antragstellung  wird
 eine  Informationspflicht  für  Bürgerinnen  und  Bürger  kon-
 kretisiert.

 B. Besonderer Teil

 Zu Artikel 1  (Änderung des Bundeselterngeld-
 und Elternzeitgesetzes)

 Zu Nummer 1  (§ 2 Abs. 7 BEEG)

 Der  Wehrdienst  nach  dem  Wehrpflichtgesetz  und  dem  Vier-
 ten  Abschnitt  des  Soldatengesetzes  sowie  der  Zivildienst
 nach  dem  Zivildienstgesetz  haben  ihre  besondere  rechtliche
 Grundlage  im  Wehrverfassungsrecht.  Sie  sind  mit  besonde-
 ren  Einschränkungen  auch  hinsichtlich  der  Berufsaus-
 übungsfreiheit  verbunden.  Solche  Wehr-  und  Zivildienstzei-
 ten  sollen  daher  nicht  zu  einem  Nachteil  bei  der  Berechnung
 des  einkommensabhängigen  Elterngelds  führen.  Da  sich  die
 Höhe  des  Elterngelds,  soweit  es  300  Euro  überschreitet,
 nach  der  Höhe  des  im  Bemessungszeitraum  vor  der  Geburt
 des  Kindes  erzielten  steuerpflichtigen  Erwerbseinkommens
 berechnet,  kann  das  nach  der  Geburt  des  Kindes  zustehende
 Elterngeld  durch  im  Bemessungszeitraum  liegende  Wehr-
 und  Zivildienstzeiten  ohne  entsprechendes  Erwerbseinkom-
 men  verringert  werden.  Dieser  Nachteil  wird  ausgeglichen,
 indem  die  betroffenen  Monate  –  wie  in  den  Fällen  schwan-
 gerschaftsbedingter  Erkrankung  –  aus  dem  Bemessungszeit-
 raum  herausgenommen  und  durch  weiter  in  der  Vergangen-
 heit liegende Monate ersetzt werden.

 Zu Nummer 2  (§ 4 Abs. 3 BEEG)

 Weil  die  Nutzung  der  Partnermonate  an  den  Wegfall  vor  der
 Geburt  des  Kindes  erzielten  Erwerbseinkommens  gebunden
 ist,  eröffnet  die  bisherige  Regelung  in  §  4  BEEG  unter-
 schiedliche  Gestaltungsmöglichkeiten  je  nachdem,  ob  vor
 der  Geburt  beide  Eltern  oder  nur  ein  Elternteil  Erwerbsein-
 kommen  erzielt  haben.  Waren  beide  Elternteile  vor  der  Ge-

X
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burt  erwerbstätig,  erfüllt  schon  die  Mutter  die  Vorausset-
 zung  der  Partnermonate  und  der  Vater  könnte  auch  einen
 einzelnen Elterngeldmonat in Anspruch nehmen.

 Den  Zielen  des  Elterngelds  besser  entspricht  eine  einheit-
 liche  Mindestbezugsdauer  von  zwei  Monaten  für  alle
 Eltern,  die  Elterngeld  in  Anspruch  nehmen  möchten.  Mit
 dieser  Änderung  wird  eine  intensivere  Bindung  auch  des
 zweiten  Elternteils  zum  Kind  unterstützt.  Vätern  wird  ge-
 genüber  Dritten  die  Entscheidung  erleichtert,  sich  mehr  Zeit
 für  ihr  Kind  zu  nehmen.  Die  Flexibilität  des  Elterngelds
 bleibt  bestehen,  da  die  Elterngeldmonate  auch  weiterhin
 nicht  am  Stück  genommen  werden  müssen,  sondern  frei  auf
 den  Zeitraum  der  ersten  14  Lebensmonate  des  Kindes  ver-
 teilt werden können.

 Zu  den  Nummern  3  und  4  (§  5  Abs.  1,  §  7  Abs.  2  und  3
 BEEG)

 Bei  den  gesetzlichen  Regelungen  zur  Antragstellung  sind
 die  Erfordernisse  eines  effektiven  Verwaltungsvollzugs  mit
 den  Bedürfnissen  der  Antragsteller  abzuwägen.  Bisher  ist
 eine  einmalige  Änderung  des  Elterngeldantrags  in  besonde-
 ren  Härtefällen  möglich.  Besondere  Härtefälle  sind  ins-
 besondere  der  Eintritt  einer  schweren  Krankheit,  Schwer-
 behinderung  oder  Tod  eines  Elternteils  bzw.  Kindes  oder  die
 erheblich  gefährdete  wirtschaftliche  Existenz  der  Eltern
 nach Antragstellung.

 Die  Praxis  zeigt,  dass  es  weitere  Fälle  gibt,  in  denen  eine
 Änderung  des  Elterngeldantrags  für  die  Familie  wichtig  sein
 kann.  Bekommt  beispielsweise  ein  erwerbsloser  Elternteil
 während  seines  Elterngeldbezugs  einen  Arbeitsplatz  ange-
 boten  und  kann  der  bisher  erwerbstätige  andere  Elternteil
 Elternzeit  nehmen,  so  besteht  ein  hohes  und  mit  Blick  auf
 die  nachhaltige  Sicherung  der  wirtschaftlichen  Grundlage
 der  Familie  anzuerkennendes  Interesse  daran,  die  Auftei-
 lung der Elterngeldbezugsmonate zu ändern.

 Zukünftig  soll  der  Antrag  auf  Elterngeld  daher  auch  ohne
 Angabe  von  Gründen  einmal  geändert  werden  können.  Der
 Verzicht  auf  eine  Begründung  erhöht  die  Flexibilität  für  die
 Eltern  und  entlastet  die  Verwaltung  von  einer  Begründungs-
 prüfung.  Die  Möglichkeit  einer  einmaligen  weiteren  Ände-
 rung im besonderen Härtefall bleibt unberührt.

 Die  Änderung  ist  wie  die  erste  Antragstellung  für  drei  Mo-
 nate  rückwirkend  möglich.  Das  gilt  außer  in  den  Fällen  be-
 sonderer  Härte  jedoch  nicht  für  Monatsbeträge,  die  bereits
 ausgezahlt  sind.  Dadurch  wird  für  den  Regelfall  eine  Rück-
 abwicklung  bereits  ausgezahlter  Elterngeldmonate  vermie-
 den.  Ist  einer  anderen  berechtigten  Person  Elterngeld  bewil-
 ligt  worden,  kann  der  Änderungsantrag  in  die  dadurch  be-
 gründete  Rechtsposition  dieser  Person  nicht  eingreifen.
 Eine  vollständige  Neuaufteilung  ist  möglich,  wenn  auch  die
 andere  berechtigte  Person  einen  entsprechenden  Ände-
 rungsantrag  stellt.  Im  Übrigen  finden  die  für  die  erste  An-
 tragstellung  geltenden  Vorschriften  Anwendung.  Auch  §  5
 BEEG  ist  anwendbar,  außer  wenn  ein  Antrag  des  anderen
 Berechtigten  bewilligt  ist  und  dieser  nicht  seinerseits  einen
 Änderungsantrag gestellt hat.

 Die  Verbindlichkeit  des  Antrags,  die  neu  vorgesehene  ein-
 malige  Änderungsmöglichkeit  und  die  bisherige  Härtefall-
 regelung  werden  einheitlich  in  §  7  Abs.  2  BEEG  geregelt.
 Sie  gelten  nicht  nur  beim  Zusammentreffen  von  Ansprü-

 chen  (§  5  BEEG),  sondern  für  alle  Berechtigten,  so  dass  §  5
 Abs.  1  Satz  2  und  3  BEEG  aufgehoben  wird.  §  7  Abs.  3
 BEEG  enthält  inhaltlich  unverändert  die  bisherigen  Rege-
 lungen des Absatzes 2 Satz 2 bis 4.

 Zu Nummer 5  (§ 9 Satz 1 BEEG)

 Durch  die  Änderung  wird  die  Regelung  zur  Arbeitgeberbe-
 scheinigung  den  entsprechenden  Regelungen  im  Unterhalts-
 vorschussgesetz  und  im  Bundeskindergeldgesetz  angepasst.
 Die  Änderung  sieht  vor,  dass  der  Arbeitgeber  –  soweit  er-
 forderlich  –  der  zuständigen  Behörde  eine  Bescheinigung
 über  Arbeitslohn,  Steuern  und  Sozialabgaben  auszustellen
 hat.  Dies  kommt  nur  bei  einer  nachträglichen  Überprüfung
 des  Anspruchs  und  fehlender  Mitwirkung  der  berechtigten
 Person  in  Betracht.  Bei  der  Antragstellung  ist  ein  Rückgriff
 der  Behörde  auf  den  Arbeitgeber  nicht  erforderlich,  weil
 hier  bei  mangelnder  Mitwirkung  der  Antragstellerin  oder
 des Antragstellers der Anspruch versagt werden kann.

 Zu Nummer 6  (§ 15 Abs. 1a BEEG)

 Absatz  1a  regelt  die  Berechtigung  von  Arbeitnehmerinnen
 und  Arbeitnehmern  gegenüber  ihren  Arbeitgebern,  Eltern-
 zeit  zu  beanspruchen,  damit  sie  in  bestimmten  Fällen  ihre
 Enkelkinder  betreuen  und  erziehen  können.  Für  den  An-
 spruch  auf  Freistellung  von  der  Arbeit  müssen  bei  diesen
 Arbeitnehmerinnen  und  Arbeitnehmern  auch  die  grundsätz-
 lich  für  den  Elternzeitanspruch  geltenden  Voraussetzungen
 (z.  B.  Leben  in  einem  Haushalt)  vorliegen.  Sinn  und  Zweck
 der  Regelung  ist  die  mögliche  Unterstützung  von  Eltern  bei
 der  Betreuung  und  Erziehung  ihres  Kindes  durch  die  Groß-
 eltern,  wenn  ein  Elternteil  minderjährig  ist  oder  als  junger
 Volljähriger  die  Schule  besucht  bzw.  eine  Ausbildung  absol-
 viert  und  noch  höchstens  zwei  Jahre  bis  zum  regulären  Ab-
 schluss  braucht.  Damit  können  bei  Beginn  der  Ausbildung
 vor  Eintritt  der  Volljährigkeit  auch  Hochschüler  anspruchs-
 vermittelnd sein.

 Da  Eltern  nach  dem  Grundgesetz  bis  zur  Volljährigkeit  ihres
 Kindes  das  Recht  und  die  Pflicht  haben,  sich  um  das  Wohl
 ihres  Kindes  zu  sorgen  und  ihr  Kind  zu  unterstützen,  knüpft
 die  Vorschrift  in  der  ersten  Variante  an  die  Minderjährigkeit
 der  Eltern  bzw.  eines  Elternteils  des  neugeborenen  Kindes
 an.  Minderjährige  Eltern  sind  in  der  Regel  noch  schulpflich-
 tig  bzw.  befinden  sich  in  der  Ausbildung.  Die  Regelung  soll
 es  ihnen  ermöglichen,  die  aktuell  angestrebte  schulische
 oder  berufliche  Ausbildung  abzuschließen.  Die  Großeltern
 können  den  jungen  Eltern  und  ihrem  Enkelkind  helfen,  die
 zunächst  oft  schwierige  Situation  im  Anschluss  an  eine
 „Teenager-Schwangerschaft“  zu  bewältigen.  Auswirkun-
 gen  dieser  in  der  Lebenswirklichkeit  üblichen  familiären
 Unterstützung  können  so  abgemildert  werden.  Mit  Ende  der
 Elternzeit  leben  die  Hauptleistungspflichten  aus  dem  wäh-
 rend  der  Elternzeit  ruhenden  Arbeitsverhältnis  des  Großel-
 ternteils, der Elternzeit beansprucht hat, wieder auf.

 Obwohl  junge  volljährige  Eltern  selbst  nicht  mehr  unter  el-
 terlicher  Sorge  stehen,  sind  ihre  Lebensumstände  oft  mit  de-
 nen  minderjähriger  Eltern  vergleichbar.  Daher  soll  in  der
 zweiten  Variante  jungen  Volljährigen  die  Möglichkeit  eröff-
 net  werden,  ihre  vor  Vollendung  des  18.  Lebensjahres
 begonnene  schulische  oder  berufliche  Ausbildung  ohne  er-
 hebliche  Verzögerung  fortzusetzen  und  abzuschließen.
 Hiermit  kann  eine  wesentliche  Voraussetzung  für  den  Ein-
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stieg  in  das  Berufsleben  geschaffen  werden,  damit  die
 Eltern  ihre  wirtschaftliche  Existenz  in  den  Folgejahren
 sichern  können.  Um  die  Interessen  der  jungen  Eltern  bzw.
 der  Großeltern  und  die  der  Arbeitgeber  angemessen  zu  be-
 rücksichtigen,  wird  der  für  die  Elternzeit  der  Großeltern
 nutzbare  Zeitraum  auf  die  letzten  beiden  Ausbildungsjahre
 des  anspruchsvermittelnden  Elternteils  bezogen.  Anderen-
 falls  würde  auch  der  besonderen  Konstellation  bei  „Teen-
 ager-Schwangerschaften“  sachlich  nicht  mehr  hinreichend
 Rechnung  getragen.  Allen  Beteiligten  wird  in  dieser  Situa-
 tion  so  eine  reale  Chance  geboten,  im  Hinblick  auf  die  Absi-
 cherung  der  Lebenssituation  der  jungen  Familie  zusammen-
 zuwirken.

 Die  Vorschrift  findet  aber  keine  Anwendung,  wenn  einer  der
 Elternteile  Elternzeit  beansprucht.  Den  Sachverhalt,  dass
 minderjährige  oder  junge  volljährige  Eltern  im  Rahmen  ei-
 ner  betrieblichen  Ausbildung  zur  Berufsbildung  beschäftigt
 sind,  hat  der  Gesetzgeber  in  §  20  Abs.  1  BEEG  normiert  und
 geht  davon  aus,  dass  bei  Inanspruchnahme  der  Elternzeit
 durch  den  oder  die  Auszubildende  das  Ausbildungsziel
 nicht  gefährdet  wird.  Beansprucht  der  auszubildende  Eltern-
 teil  selbst  Elternzeit,  um  das  Kind  zu  betreuen  und  zu  erzie-
 hen,  ist  also  eine  Elternzeit  für  Großeltern  entbehrlich;  die
 mit  ihr  verbundene  Belastung  sollte  dem  Arbeitgeber  der
 Großeltern  nicht  zugemutet  werden.  Da  §  15  Abs.  3  BEEG
 ausschließlich  auf  die  Elternteile  bzw.  auf  die  Fälle  des  §  15
 Abs.  1  Satz  1  Nr.  1  Buchstabe  b  und  c  BEEG  abstellt,  ist
 §  15  Abs.  3  BEEG  auf  die  Anspruchskonkurrenz  zwischen
 Großeltern und Eltern nicht anwendbar.

 Im  Interesse  eines  zügigen  Ausbildungsabschlusses  wird
 aber  durch  die  Erweiterung  des  Kreises  der  Anspruchsbe-
 rechtigten  alternativ  den  Auszubildenden  die  Möglichkeit
 eröffnet,  den  Großeltern  einen  Anspruch  auf  Elternzeit  zu
 vermitteln,  wenn  keiner  der  Elternteile  selbst  Elternzeit  in
 Anspruch  nimmt.  In  diesem  Fall  können  die  Großeltern  die
 Rolle  des  minderjährigen  Elternteils  oder  wegen  seiner  fort-
 gesetzten  Ausbildung  eingeschränkten  Elternteils  überneh-
 men.  Insgesamt  gesehen  bleibt  es  aber  bei  dem  mit  dem
 Bundeselterngeld-  und  Elternzeitgesetz  intendierten  Grund-
 satz,  dass  Eltern  sich  der  Betreuung  ihrer  Kinder  vorrangig
 selbst  widmen  sollen.  Dem  entspricht  auch,  dass  die  Eltern,
 nicht  aber  die  Großeltern,  Elterngeld  in  Anspruch  nehmen
 können.  Auszubildende,  die  ihre  Ausbildung  fortsetzen,  gel-
 ten  nach  §  1  Abs.  6  BEEG  als  nicht  voll  erwerbstätig  und
 können  bei  Vorliegen  der  weiteren  Anspruchsvoraussetzun-
 gen Elterngeld beanspruchen.

 Der  Anspruch  der  Großeltern  auf  Elternzeit  setzt  wie  bei  al-
 len  anderen  Elternzeitberechtigten  nach  §  15  Abs.  1  BEEG
 voraus,  dass  die  oder  der  Anspruchsberechtigte  mit  dem
 Kind  in  einem  Haushalt  lebt  und  das  Kind  selbst  betreut  und
 erzieht.  Es  wird  nicht  vorausgesetzt,  dass  der  anspruchsver-
 mittelnde  Elternteil  ebenfalls  mit  im  Haushalt  der  Großeltern
 lebt.  Die  Großelternteile  haben  bei  Vorliegen  aller  entspre-
 chend  erforderlichen  Voraussetzungen  die  Möglichkeit,  sich
 die  Betreuung  ihres  Enkelkindes  zu  teilen  und  gleichzeitig
 ihrer  Beschäftigung  in  Teilzeit  nachzugehen  und  so  die  Bin-
 dung an das Unternehmen aufrechtzuerhalten.

 Zu Nummer 7  (§ 16 Abs. 3 Satz 2 BEEG)

 Es  handelt  sich  um  eine  Folgeänderung  zu  den  Nummern  3
 und 4 Buchstabe a.

 Zu Nummer 8  (§ 22 BEEG)

 Zu Buchstabe a

 Zu Doppelbuchstabe aa

 Die  Angabe  der  tatsächlichen  Bezugsdauer  in  Absatz  2
 Nr.  8  wird  benötigt,  um  die  genaue  Zahl  der  Bezugsmonate
 auch  bei  Unterbrechung  des  Bezugs  von  Elterngeld,  etwa
 zugunsten  der  Partnerin  oder  des  Partners,  zu  ermitteln.  Die
 Angaben  von  erstem  und  letztem  Monat  des  Bezugs  reichen
 in  diesem  Fall  nicht  aus,  da  dann  ein  möglicher  Unterbre-
 chungszeitraum mit eingeschlossen wäre.

 Zu Doppelbuchstabe bb

 Die  Angaben  zu  den  Erhebungsmerkmalen  in  Absatz  2
 Nr.  13  sollen  u.  a.  dazu  dienen,  die  familiäre  Situation  jun-
 ger  Eltern  besser  abzubilden.  Um  die  Auswirkungen  des
 Gesetzes  im  Hinblick  auf  seine  Fortentwicklung  beurteilen
 zu  können,  ist  es  erforderlich,  die  tatsächlichen  Gegebenhei-
 ten darzustellen.

 Zu Buchstabe b

 Bei  der  Änderung  in  Absatz  3  handelt  es  sich  um  eine  Fol-
 geänderung zu Buchstabe a Doppelbuchstabe aa.

 Zu Buchstabe c

 Es  handelt  sich  um  eine  Folgeänderung  zu  Nummer  8.  Die
 Übermittlung  der  Kennnummer  des  Antragstellers  oder  der
 Antragstellerin  in  Form  eines  Hilfsmerkmals  ist  zwingende
 Voraussetzung  für  die  Zusammenführung  der  getrennt  gelie-
 ferten  Datensätze  beim  Statistischen  Bundesamt,  um  die  sta-
 tistischen Angaben korrekt abbilden zu können.

 Zu Nummer 9  (§ 23 BEEG)

 Durch  die  Einfügung  des  neuen  Absatzes  2  wird  eine  Aus-
 kunftspflicht  der  Antragsteller  gegenüber  den  nach  §  12
 Abs.  1  zuständigen  Stellen  ausdrücklich  normiert.  Die  Da-
 ten  werden  von  den  nach  §  12  Abs.  1  zuständigen  Stellen  an
 die  nach  §  22  Abs.  1  Satz  2  für  die  Bundesstatistik  zustän-
 dige  Erhebungsstelle  übermittelt.  Die  Auskunft  der  Antrag-
 steller  zu  allen  in  §  22  Abs.  2  aufgeführten  Erhebungsmerk-
 malen  ist  notwendig,  um  die  Auswirkungen  der  Familien-
 größe  und  deren  Zusammensetzung  auf  die  Höhe  des
 Elterngeldes  oder  die  Dauer  der  Inanspruchnahme  sowie  die
 grundsätzlichen  Fragen  zum  Elterngeld  und  seiner  Weiter-
 entwicklung  zu  beantworten.  Aus  der  amtlichen  Statistik
 über  die  Bevölkerung  und  den  Arbeitsmarkt  sowie  die
 Wohnsituation  der  Haushalte  (Mikrozensus)  ergeben  sich
 hierzu  keine  spezifischen  Angaben.  Die  Statistik  ist  darüber
 hinaus  für  die  Familienpolitik  des  Bundes  wichtig,  ergän-
 zend  aber  auch  für  die  Länder,  um  mögliche,  ggf.  ergän-
 zende,  eigene  Vorhaben  zur  Förderung  junger  Familien  be-
 urteilen  zu  können.  Aus  Gründen  des  Datenschutzes  sind
 die  statistischen  Ergebnisse  nach  §  22  Abs.  2  Nr.  13,  soweit
 sie  für  den  Vollzug  dieses  Gesetzes  nicht  erforderlich  sind,
 von  den  zuständigen  Stellen  nach  §  12  Abs.  1  getrennt  von
 den  übrigen  Daten  nach  §  22  Abs.  2  an  das  Statistische
 Bundesamt  zu  übermitteln  und  von  den  nach  §  12  Abs.  1
 zuständigen  Stellen  unverzüglich  nach  der  Übermittlung  zu
 löschen.  Damit  wird  dem  verfassungsrechtlichen  Grundsatz
 der  Trennung  von  Statistik  und  Verwaltungsvollzug  Rech-
 nung  getragen.  Im  Übrigen  handelt  es  sich  um  eine  Folgeän-
 derung.

X



 BEEG 570 

Auszugsweiser Abdruck: 
 
 

Begründung des Entwurfs eines Gesetzes über das Verfahren des  
elektronischen Entgeltnachweises (ELENA-Verfahrensgesetz) vom 28. März 2009 

(BT-Drucks. Nr. 16/10492 vom 7. Oktober 2008) 
 
 

B. Besonderer Teil 
 
. 
. 
. 
 

Zu Artikel 10 (Änderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz)) 
 
Durch die Änderungen des BEEG wird das ELENA-Verfahren zum wesentlichen Bestandteil des 
Nachweises für die Berechtigung des Bezuges von Elterngeld. Dies führt zu erheblichen Verwal-
tungsvereinfachungen und Bürokratieabbau bei Beantragung und Berechung des Elterngeldes. 
 
Der neu gefasste § 2 Abs. 7 Satz 4 regelt, dass das Einkommen aus nichtselbständiger Arbeit in 
der Regel durch die elektronischen Einkommensnachweise, die der Arbeitgeber nach § 97 Abs. 1 
SGB IV gemeldet hat, ermittelt wird. 
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BEEG 570 

Auszugsweiser Abdruck: 
 
 

Begründung zum Entwurf des Haushaltsbegleitgesetzes 2011 (HBeglG 2011)  
vom 9. Dezember 2010 

(BT-Drucks. Nr. 17/3030 vom 27. September 2010) 
 
 

B. Besonderer Teil 
 

Zu Artikel 13 (jetzt Artikel 14) (Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz)  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Nachfolgend abgedruckt 
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Zu Nummer  2  (§  18)

 Die  erforderliche  Anpassung  der  Bestimmung  an  die  neue
 Rechtslage  wird  mit  der  hier  vorgeschlagenen  gleitenden
 Verweisung  auf  das  Ausführungsgesetz  zu  Artikel  115  des
 Grundgesetzes  erreicht.  Die  Ergänzung  des  Wortlautes  des
 §  18  Absatz  1  BHO,  „[Einnahmen  aus  Krediten]  zur  De-
 ckung  von  Ausgaben  [dürfen  nur  bis  zur  Höhe]“,  trifft  die
 notwendige  Klarstellung,  dass  sich  die  Regelung  zur  Be-
 grenzung  der  Neuverschuldung  nicht  auf  die  in  §  18
 Absatz  2  BHO  geregelten  Kassenverstärkungskredite  be-
 zieht.  Sie  knüpft  an  die  Überschrift  des  §  2  des  Aus-
 führungsgesetzes  zu  Artikel  115  des  Grundgesetzes  an
 („Grundsätze  für  die  Veranschlagung  von  Kreditaufnahmen
 zur  Deckung  von  Ausgaben“),  durch  die  der  Anwendungs-
 bereich  des  Ausführungsgesetzes  auf  die  Kreditaufnahme
 zur  Deckung  von  Ausgaben  begrenzt  wird.  Materiellrecht-
 lich  erfolgt  keine  Änderung  gegenüber  der  bisherigen
 Rechtslage.

 Zu Artikel  10  (Gesetz  über  die  Errichtung  einer
 Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und
 Ernährung)

 Die  Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  (BLE)
 deckt  ihren  Kreditbedarf  zur  Vorfinanzierung  der  Durch-
 führung  von  Maßnahmen  nach  Artikel  3  Absatz  1  der  Ver-
 ordnung  (EG)  Nr.  1290/2005  des  Rates  über  die  Finanzie-
 rung  der  Gemeinsamen  Agrarpolitik  seit  Mitte  2009  aus
 wirtschaftlichen  Gründen  über  die  Bundesrepublik  Deutsch-
 land – Finanzagentur GmbH (Finanzagentur).

 Um  eine  wirtschaftliche  Liquiditätsversorgung  der  BLE  zu
 gewährleisten,  ist  es  jedoch  erforderlich,  den  zu  diesem
 Zweck  benötigten  Kreditbedarf  zukünftig  auf  der  Grundlage
 einer  speziellen  Ermächtigung  im  Haushaltsgesetz  unmittel-
 bar  durch  den  Bund  über  Kassenverstärkungskredite  zu  de-
 cken,  die  an  die  BLE  in  Form  von  Liquiditätshilfen  weiter-
 geleitet  werden.  Entsprechende  Regelungen  sind  in  den  Re-
 gierungsentwurf  des  Haushaltsgesetzes  2011  aufgenommen
 worden.

 Als  Folge  dieser  Neuregelung  bedarf  es  auch  einer  Än-
 derung  des  Gesetzes  über  die  Errichtung  einer  Bundes-
 anstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung  (BLEG).  Die  der
 BLE  dort  zur  Vorfinanzierung  der  Durchführung  von
 Maßnahmen  nach  Artikel  3  Absatz  1  der  Verordnung  (EG)
 Nr.  1290/2005  des  Rates  über  die  Finanzierung  der  Gemein-
 samen  Agrarpolitik  eingeräumte  Ermächtigung  zur  Aufnah-
 me von Kassenkrediten kann entfallen.

 Zu Nummer  1  (§  2)

 Die  Europäische  Kommission  stellt  den  Mitgliedstaaten  die
 zur  Bestreitung  von  Ausgaben  für  Maßnahmen  nach
 Artikel  3  Absatz  1  der  Verordnung  (EG)  Nr.  1290/2005  des
 Rates  über  die  Finanzierung  der  Gemeinsamen  Agrarpolitik
 erforderlichen  Finanzmittel  in  Form  monatlicher  Erstattun-
 gen  zur  Verfügung.  Bis  zur  Überweisung  dieser  Zahlungen
 sind  die  Mitgliedstaaten  unionsrechtlich  verpflichtet,  die  er-
 forderlichen  Finanzmittel  vorzufinanzieren.  In  Deutschland
 obliegt  die  Bereitstellung  der  Vorfinanzierungsmittel  der
 Bundesanstalt  für  Landwirtschaft  und  Ernährung,  der  zu
 diesem  Zweck  eine  Ermächtigung  zur  Aufnahme  von  Kas-
 senkrediten  eingeräumt  ist.  Diese  Ermächtigung  kann  ent-

 fallen,  da  die  Bundesanstalt  zukünftig  Liquiditätshilfen  des
 Bundes  erhält.  Die  Finanzierung  der  Liquiditätshilfen  soll
 über  Kassenverstärkungsmittel  des  Bundes  auf  Grund  einer
 speziellen Ermächtigung im Haushaltsgesetz erfolgen.

 Die  vorstehende  Umstellung  macht  es  notwendig,  die  ge-
 setzliche  Aufgabenbeschreibung  der  Bundesanstalt  in  §  2
 Absatz  1 Satz  2 Nummer  2 entsprechend anzupassen.

 Zu Nummer  2  ( §  10)

 Da  die  Ermächtigung  der  Bundesanstalt  zur  Aufnahme  von
 Kassenkrediten  entfällt,  bedarf  auch  §  10  Absatz  5  einer
 Änderung.  Die  vorgesehene  Neufassung  der  Vorschrift  gibt
 der  Bundesanstalt  einen  Anspruch  auf  Liquiditätshilfen  des
 Bundes,  um  die  erforderlichen  Ausgaben  leisten  zu  können,
 soweit  entsprechende  Mittel  aus  dem  Haushalt  der  Euro-
 päischen Union noch nicht zur Verfügung gestellt sind.

 Zu Artikel  11  (Gesetz  über  die  Alterssicherung  der
 Landwirte)

 Folgeänderung zu Artikel  18 Nummer  2.

 Nebenerwerbslandwirte  sollen  während  des  Bezugs  von
 Arbeitslosengeld  II  weiterhin  von  der  Versicherungspflicht
 in  der  Alterssicherung  der  Landwirte  befreit  bleiben
 können.  Auch  wenn  für  die  Dauer  des  Bezugs  von
 Arbeitslosengeld  II  künftig  in  der  gesetzlichen  Rentenver-
 sicherung  keine  Versicherungspflicht  mehr  besteht,  bleibt
 eine  Anwartschaft  auf  Renten  wegen  Erwerbsminderung
 und  Leistungen  zur  Rehabilitation  in  der  gesetzlichen  Ren-
 tenversicherung  erhalten,  da  diese  Zeiten  als  unbewertete
 Anrechnungszeiten  berücksichtigt  werden.  Unverändert
 bleibt  die  Voraussetzung,  dass  die  Leistungsbezieher  bereits
 im  letzten  Kalendermonat  vor  Beginn  des  Bezugs  von
 Arbeitslosengeld  II  in  der  Alterssicherung  der  Landwirte
 nicht versichert waren.

 Zu Artikel  12  (Bundesversorgungsgesetz)

 Folgeänderung  zur  Aufhebung  des  befristeten  Zuschlags
 nach §  24 SGB  II.

 Zu Artikel  13  (Bundeselterngeld-  und  Elternzeit-
 gesetz)

 Im  Rahmen  der  Bemühungen  der  Haushaltskonsolidierung
 kann  der  Bereich  der  Familienleistungen  nicht  ausgespart
 werden.  Bei  der  Auswahl  der  Bereiche,  in  denen  die  erfor-
 derlichen  Beiträge  zur  Einsparung  vorgenommen  werden,
 wurde  sichergestellt,  dass  Einsparungen  nur  dort  erfolgen,
 wo  die  notwendigen  Beschränkungen  des  Leistungsum-
 fangs  familienpolitisch  vertretbar  sind.  Vor  diesem  Hinter-
 grund  bleiben  die  geplanten  Investitionen  in  die  frühkind-
 liche  Bildung,  das  Kindergeld  und  der  Unterhaltsvorschuss
 für Alleinerziehende unangetastet.

 Mit  den  Änderungen  des  Bundeselterngeld-  und  Elternzeit-
 gesetzes  (BEEG)  wird  ein  wichtiger  Beitrag  zur  Konsoli-
 dierung  des  Bundeshaushalts  geleistet,  ohne  die  Konzeption
 des Elterngeldes in Frage zu stellen.

 Die  Auswirkungen  der  Absenkung  der  Ersatzrate  des
 Elterngeldes  von  67  Prozent  auf  65  Prozent  sind  moderat
 und  vor  dem  Hintergrund  der  erforderlichen  Einsparungen
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angemessen.  Die  Nichtberücksichtigung  von  pauschal  be-
 steuerten  oder  nicht  im  Inland  versteuerten  Einnahmen  folgt
 dem  Gedanken,  bei  der  Berechnung  des  Elterngeldes  nur
 Einkünfte  zu  berücksichtigen,  die  im  Inland  von  der  Antrag
 stellenden Person versteuert werden.

 Die  Aufhebung  der  Anrechnungsfreiheit  des  Elterngeldes
 beim  Bezug  von  Leistungen  nach  dem  Zweiten  Buch  So-
 zialgesetzbuch  –  SGB  II  –  (Arbeitslosengeld  II),  nach  dem
 Zwölften  Buch  Sozialgesetzbuch  –  SGB  XII  –  und  nach
 §  6a  des  Bundeskindergeldgesetzes  –  BKGG  –  (Kinderzu-
 schlag)  trägt  dem  Umstand  Rechnung,  dass  der  Bedarf  des
 betreuenden  Elternteils  und  der  des  Kindes  im  System  der
 Grundsicherung  durch  die  Regelsätze  und  die  Zusatzleistun-
 gen,  gegebenenfalls  einschließlich  des  Mehrbedarfszu-
 schlags  für  Alleinerziehende,  umfassend  gesichert  ist  und
 dem  betreuenden  Elternteil  eine  Erwerbstätigkeit  nicht  zu-
 gemutet  wird.  Die  vorübergehende  Übernahme  der  Betreu-
 ung  des  Kindes  wird  daher  auch  in  diesen  weitergehenden
 Leistungssystemen  unterstützt.  Die  Berücksichtigung  des
 Elterngeldes  bei  der  Berechnung  der  genannten  Leistungen
 ist  daher  auch  in  den  Wirkungen  vertretbar.  Bei  der  Berech-
 nung  der  Leistungen  nach  dem  SGB  II,  dem  SGB  XII  und
 nach  §  6a  BKGG  wird  grundsätzlich  jedes  Einkommen  an-
 gerechnet.  Insofern  ist  die  Freistellung  von  bestimmten
 Einnahmen,  wie  zum  Beispiel  Elterngeldzahlungen,  jeweils
 besonders  rechtfertigungsbedürftig.  Eine  solche  Rechtferti-
 gung  ist  etwa  bei  den  Erwerbstätigenfreibeträgen  gegeben,
 mit  denen  ein  Anreiz  zur  Ausübung  einer  Erwerbstätigkeit
 gewährleistet  werden  soll.  Die  vollständige  Berücksich-
 tigung  des  Elterngeldes  im  System  der  Grundsicherung  ver-
 meidet  gerade  auch  im  Vergleich  der  Berechtigten  unter-
 einander  die  Relativierung  der  durch  die  Erwerbstätigenfrei-
 beträge  bezweckten  Anreizwirkung.  und  führt  damit  auch
 zu  einer  stärkeren  Konturierung  des  differenzierten  Anreiz-
 und Unterstützungssystems in der Grundsicherung.

 Im  weiteren  Gesetzgebungsverfahren  wird  die  genauere
 Ausgestaltung  der  Regelung,  das  Elterngeld,  soweit  es  als
 Ausgleich  für  Einkommen  vor  der  Geburt  gezahlt  wird,  zu-
 künftig  bei  Leistungen  nach  dem  SGB  II,  dem  SGB  XII  und
 beim  Kinderzuschlag  vollständig  als  Einkommen  zu  be-
 rücksichtigen,  geprüft.  Das  Gleiche  gilt  auch  für  die  Ent-
 scheidung  zur  Nichtberücksichtigung  von  Einkommen  pau-
 schal  besteuerter  Einnahmen,  insbesondere  derjenigen  aus
 so genannten Minijobs.

 Zu Nummer  1  (§  2)

 Zu Buchstabe  a  (Absatz  1)

 Die  Änderung  in  Absatz  1  bewirkt,  dass  nur  Einkünfte  aus
 Land-  und  Forstwirtschaft,  Gewerbebetrieb,  selbstständiger
 Arbeit  und  nichtselbstständiger  Arbeit  nach  Maßgabe  der
 Absätze  7  bis  9  als  Einkommen  aus  Erwerbstätigkeit  bei  der
 Berechnung  des  Elterngeldes  zu  berücksichtigen  sind,  die
 im  Inland  versteuert  werden.  Einkommen,  das  in  einem
 Mitgliedstaat  der  Europäischen  Union,  in  einem  anderen
 Vertragsstaat  des  Abkommens  über  den  Europäischen  Wirt-
 schaftsraum  oder  in  der  Schweiz  versteuert  wird,  ist  nach
 Artikel  5  der  Verordnung  (EG)  Nr.  883/2004  „im  Inland
 versteuertem Einkommen“ gleichgestellt.

 Bei  der  Elterngeldberechnung  nicht  berücksichtigt  werden
 damit  Einkünfte,  die  zur  Vermeidung  von  Doppelbesteue-

 rung  im  Inland  steuerbefreit  sind,  Einnahmen,  die  nach
 deutschem  Steuerrecht  zwar  als  Einkünfte  zu  qualifizieren
 wären,  aber  aufgrund  von  supra-  oder  internationalrecht-
 lichen  Regelungen  für  einen  bestimmten  Personenkreis
 nicht  nach  deutschem  Recht  zu  versteuern  sind,  und  Einnah-
 men,  die  nur  nach  ausländischem  Steuerrecht  zu  versteuern
 sind  oder  überhaupt  keiner  staatlichen  Besteuerung  unterlie-
 gen.  Diese  Einnahmen  sind  keine  Einkünfte  „nach  §  2
 Absatz  1  Satz  1  Nummer  1  bis  4  EStG“  und  werden  daher
 auch  nicht  erfasst,  wenn  sie  inhaltlich  den  Einkünften  nach
 §  2  Absatz  1  Satz  1  Nummer  1  bis  4  EStG  entsprechen.
 Hingegen  werden  beispielsweise  Einkünfte,  die  zum  zu  ver-
 steuernden  Einkommen  gehören,  für  die  aber  infolge  des
 Grundfreibetrages  nach  §  32a  Absatz  1  Satz  1  Nummer  1
 EStG  die  Einkommensteuer  null  Euro  beträgt,  im  Rahmen
 der Elterngeldberechnung berücksichtigt.

 Zu Buchstabe  b  (Absatz  2)

 Die  Änderung  in  Absatz  2  führt  bei  der  Elterngeldbe-
 rechnung  zu  einer  moderaten  Absenkung  der  nach  §  2  Ab-
 satz  1  Satz  1  festgelegten  Einkommensersatzquote  von
 67  Prozent  ab  einem  zu  berücksichtigenden  Einkommen
 von  1  200  Euro  auf  bis  zu  65  Prozent.  Die  Abschmelzrate
 bei  der  Ersatzquote  nach  dem  neuen  Satz  2  entspricht  der
 Zuwachsrate  im  Geringverdienerbereich  für  zu  berücksich-
 tigende Einkommen von unter 1  000  Euro nach Satz  1.

 Zu Buchstabe  c  (Absatz  7)

 Zu Doppelbuchstabe  aa  (Satz  1)

 Die  Änderung  in  Satz  1  ist  redaktionell  bedingt  und  stellt
 den  eindeutigen  Bezug  zur  Begriffsbestimmung  des  Satzes
 3  her.  Dieser  Bezug  stellt  klar,  dass  es  bei  der  Ermittlung
 des  Einkommens  aus  nichtselbstständiger  Arbeit  im  Rah-
 men  der  Elterngeldberechnung  auf  die  tatsächlich  vom  Ar-
 beitgeber abgeführten Steuern ankommt.

 Zu Doppelbuchstabe  bb  (Satz  2)

 Die  Neufassung  des  Satzes  2  dient  zum  einen  der  Sicherstel-
 lung  einer  verwaltungspraktikablen  Feststellbarkeit  von
 sonstigen  Bezügen  im  Sinne  des  Einkommensteuergesetzes.
 Im  Lohnsteuerabzugsverfahren  nach  §  38a  Absatz  1  Satz  3
 und  §  39b  des  Einkommensteuergesetzes  als  sonstige  Bezü-
 ge  behandelte  Einnahmen  sind  bei  der  Elterngeldberechnung
 nicht  zu  berücksichtigen  (anders  zur  bisherigen  Rechtslage:
 BSG,  Urteil  vom  3.  Dezember  2009,  B  10  EG  3/09  R,  be-
 treffend  Voraus-  und  Nachzahlungen  im  Sinne  von  R  §  39b.2
 Absatz  2  Satz  2  Nummer  8  LStR  2008,  die  für  Zeitabschnit-
 te  in  einem  anderen  Veranlagungszeitraum  erfolgen  und  des-
 wegen  als  sonstige  Bezüge  versteuert  werden).

 Zum  anderen  werden  durch  die  Regelung  des  neuen  Sat-
 zes  2  pauschal  besteuerte  Einnahmen  nicht  berücksichtigt.
 Dies  bewirkt,  dass  nur  Einnahmen,  die  von  der  Antrag  stel-
 lenden  Person  zu  versteuern  sind,  bei  der  Elterngeldberech-
 nung berücksichtigt werden.

 Zu Nummer  2  (§  10)

 Absatz  5  –  neu  –  bewirkt,  dass  das  Elterngeld  und  ver-
 gleichbare  Leistungen  der  Länder  sowie  die  nach  §  3  auf
 das  Elterngeld  angerechneten  Leistungen  bei  der  Be-
 rechnung  von  Leistungen  nach  dem  SGB  II  (Arbeitslosen-
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geld  II),  dem  SGB  XII  (Sozialhilfe)  und  §  6a  BKGG  (Kin-
 derzuschlag)  in  vollem  Umfang  als  Einkommen  berücksich-
 tigt werden.

 Der  Kinderzuschlag  nach  §  6a  BKGG  als  dem  SGB  II  un-
 mittelbar  vorgelagerte  Leistung  greift  genau  dann,  wenn
 durch  den  Kinderzuschlag  Hilfebedürftigkeit  im  Sinne  des
 SGB  II  überwunden  werden  kann.  Diese  Funktion  des  Kin-
 derzuschlags  bedarf  einer  einheitlichen  Ermittlung  des  Ein-
 kommens  bei  beiden  Leistungen,  so  dass  das  Elterngeld
 auch  beim  Kinderzuschlag  zukünftig  in  voller  Höhe  als  Ein-
 kommen  zu  berücksichtigen  ist.  Infolge  der  vollständigen
 Anrechnung  des  Elterngeldes  bei  SGB  II  und  Kinderzu-
 schlag  greift  der  Kinderzuschlag  schon  bei  geringeren  Brut-
 toeinkommen  und  läuft  über  einen  längeren  Bruttoeinkom-
 mensbereich.
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